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Vorwort 


Obwohl  die  preußischen  direkten  Gemeindesteuern  in  der 
wissenschaftHchen  Literatur  durchaus  die  ihr  gebührende  Behand- 
lung erfahren  haben  und  auch  die  besonderen  Steuern,  d.  h.  die- 
jenigen, welche  nicht  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  staatlich 
veranlagten  Steuern  erhoben  werden,  keineswegs  außer  acht  ge- 
lassen sind,  so  bilden  sie  doch  entweder  nur  einen  Bestandteil 
größerer  Werke  allgemeiner  Natur  oder  sie  sind  der  Gegenstand 
spezieller  Untersuchungen,  die,  wie  z.  B.  die  Literatur  über  die 
Grundwertsteuer,  sogar  weitaus  im  Vordergrund  stehen. 

An  einer  Darstellung,  welche  die  gesamten  besonderen  direkten 
Gemeindesteuern  zu  umfassen  und  sie  auf  einer  einheitlichen 
historischen  und  prinzipiellen  Grundlage  aufzubauen  sucht,  fehlte 
es  aber  bisher.  Trotz  der  Größe  des  Stoffes  und  der  Fülle  des 
Materials  schien  es  möglich,  einen  Versuch  in  dieser  Richtung  zu 
machen.  Es  war  ja  auch  nicht  die  Aufgabe,  jede  kleine  Einzel- 
heit, vielfach  lediglich  steuertechnischen  Charakters,  jede  Abwei- 
chung von  der  Norm  in  ihren  Ursachen  und  Wirkungen  zu  unter- 
suchen; es  mußte  auch  hier  genügen,  neben  einer  Untersuchung 
der  besonderen  direkten  Steuern  im  allgemeinen,  vorwiegend  die 
Steuertypen  zu  erkennen  und  festzulegen.  Allerdings  bin  ich  auch 
bestrebt  gewesen,  auch  die  bestehenden  Sleuerordnungen  der 
größeren  Städte  zur  Darstellung  zu  bringen,  Sie  mußte  aber  not- 
wendig auf  die  Stadtkreise  beschränkt  bleiben,  eine  Grenze,  die 
schon  mit  der  Schwierigkeit  der  Erlangung  brauchbaren  Materials 
gegeben  war. 

Das  für  diesen  Rahmen  gewonnene  Material  habe  ich  haupt- 
sächlich den  Stadtverwaltungen,  zu  einem  großen  Teil  dem  Statisti- 
schen Amt  der  Stadt  Elberfeld  und  anderen  statistischen  Ämtern 
und  der  Zentralstelle  des  deutschen  Städtetages  in  Berlin  zu  ver- 
danken. Sie  stellten  mir,  überwiegend  mit  vollendeter  Liebens- 
würdigkeit, ihre  Akten,  ihr  Material  und  ihre  Erfahrungen  zur 
Verfügung.    Ich  bin  ihnen  zu  großem  Danke  verpflichtet. 
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Herrn  Wirkl.  Geheimen  Oberregierungsrat  Dr.  Freund,  Mini- 
sterialdirektor im  preußischen  Ministerium  des  Innern,  habe  ich 
besonderen  Dank  abzustatten  für  die  BereitwilHgkeit,  mit  der  er 
mir  die  Einsicht  der  Ministerialakten  gewährte  und  damit  die 
Möglichkeit,  mein  grundlegendes  Material  in  einigen  P'ällen  wert- 
voll zu  bereichern. 

Inneres  Bedürfnis  ist  es  mir,  Herrn  Geheimrat  Professor  Dr. 
Pierstorff,  meinem  verehrten  Lehrer,  die  tiefe  Dankbarkeit  und 
Ehrerbietung,  die  mich  ihm  gegenüber  erfüllt,  auch  hier  zu  be- 
zeugen. Seine  Förderung  und  seine  Anregungen  waren  auch  für 
die  Gestaltung  der  vorliegenden  Arbeit  von  größter  Bedeutung. 

Duisburg -Meiderich. 


Walter  Lohmann. 
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A.  Einleitung. 

Der  Inhalt  und  die  Umgrenzung  des  Begriffs  der  besonderen 
direkten  Steuern  ist  dem  geltenden  preußischen  Gemeindesteuerrecht 
entnommen,  dem  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893. 
Dieses  gesteht  in  gewissen,  teils  engen,  teils  weiten  Grenzen  den 
Gemeinden  die  Autonomie  in  der  Ausbildung  von  direkten  Ge- 
meindesteuern zu,  die  von  den  Besteuerungsmaßstäben  und  Ver- 
anlagungsgrundsätzen der  vom  Staate  veranlagten  oder  erhobenen 
direkten  Steuern  abweichen.  Diese  nicht  in  Form  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuern  erhobenen  Gemeindesteuern  haben,  zumal  als  beson- 
dere Grund-,  Gebäude  und  Gewerbesteuern  eine  große  Ausbreitung  er- 
fahren. Für  die  Gemeindeeinkommensteuer,  die  als  einzige  Personal- 
steuer den  Gemeinden  zur  Verfügung  steht,  trifft  dies  nicht  in  annähernd 
gleichem  Umfange  zu.  Die  Gemeinden  sind  hier  sowohl  hinsicht- 
lich der  Veranlagung  als  auch  der  Steuerskala  an  die  durch  Gesetz 
von  1891  eingeführte  Staatseinkommensteuer  gebunden.  Die  wenigen 
besonderen  Gemeindeeinkommensteuern,  die  noch  bestehen,  weichen 
heute  nur  noch  in  den  Steuersätzen  von  der  Staatseinkommen- 
steuer ab  und  sollen  auch  nur  Ausnahmen?  darstellen  von  der 
allgemein  streng  durchgeführten  Regel,  dem  unbedingten  Anschluß 
an  die  Staatssteuer,  ohne  allerdings  damit  an  Interesse  zu  verlieren. 
Noch  weit  mehr  als  diese  haben  die  als  ausnahmsweise  Steuer- 
formen zugelassenen  Aufwandsteuern,  soweit  sie  nach  dem  Gesetz 
einen  teilweisen  Ersatz  der  Einkommensteuer  bieten  sollen,  nur 
noch  nebensächliche  Bedeutung.  Sie  haben  ihren  Ausdruck  nur 
in  vereinzelten  Miet-  und  Wohnungssteuern  gefunden,  die  an  die 
schon  vor  Erlaß  des  Kommunalabgabengesetzes  bestehenden  Steuer- 
formen anschließen  wollten.  Sowohl  die  besonderen  Einkommen- 
steuern als  auch  die  Aufwandsteuern  können  das  im  ganzen 
durchaus  einheithche  Bild  der  Personalsteuern  nicht  verwischen; 
sie  sind  aber  bemerkenswert  genug,  um  innerhalb  des  Rahmens 
der  besonderen  direkten  Gemeindesteuern  noch  erwähnt  zu  werden. 
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Hinsichtlich  der  Realsteuern  stellte  das  Kommunalabgaben- 
gesetz im  Gegensatz  zur  Einkommensteuer  nicht  den  Anschluß 
an  die  staatlich  veranlagten  Steuern  als  Regel  hin.  Trotzdem 
zahlreiche  Gemeinden,   insbesondere  die  größeren  Städte,  aber 
auch  diese  nur  in  langsamer  Entwicklung  von  dieser  Freiheit 
Gebrauch  zu  machen  wußten,  so  ist  doch  in  der  Praxis  der  An- 
schluß an  das  staatliche  Ertragssteuersystem  überwiegend  bestehen 
geblieben.    Daß  die  meisten  Landgemeinden,  viele  kleine  und 
mittlere  Städte  ihr  direktes  Steuerwesen  bisher  nicht  durch  Ein- 
führung   selbständiger    Besteuerungsmaßstäbe    umbildeten,  hat 
seinen  Grund  zum  Teil  in  dem  fehlenden,  aber  auch  häufig  in  dem 
nicht  erkannten  Bedürfnis,  zum  Teil  wohl  auch  in  Widerständen, 
die  in  der  Art  und  Zusammensetzung  der  Gemeindeorgane  be- 
gründet sind  und  nicht  zum  wenigsten  in  den  vermehrten  Schwierig- 
keiten, die  eine  selbständige  Veranlagung  gegenüber  dem  einfachen 
Anschluß  an  die  staatlich  veranlagten  Steuern  im  Gefolge  hat. 
Eine  wesentliche  Ursache  für  diese  langsame  Entwicklung  liegt 
aber  darin,  daß  der  Einführung  kommunaler  Realsteuern  in  keiner 
Weise  vorgegriffen,  die  staatliche  Veranlagung  vielmehr  fortge- 
führt wird  und  somit  für  die  Gemeinden  kein  direkter  Zwang  vor- 
liegt, vom  Zuschlagssystem  zu  einer  selbständigen  Steuerform 
überzugehen.    Obwohl  die  Tatsache,  daß  viele  Gemeinden  sich 
noch  an  das  Staatssteuersystem  anlehnen,  nicht  besagt,  daß  dies 
überall  als  ein  Mangel  anzusehen  sei,  so  sind  doch  die  bestehenden 
Formen  der  staatlich  veranlagten  Steuern  nur  bei  einfachsten  Ver- 
hältnissen geeignet,  eine  genügende  Grundlage  für  die  kommunale 
Realbesteuerung  abzugeben.  Insbesondere  trifft  dies  für  die  Grund- 
steuer zu,  die  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  geschaffen 
wurde  und  nach  dem  Reinertrag  umgelegt  wird.  Als  solcher  gilt 
der  nach  Abzug  der  Bewirtschaftungskosten  vom  Rohertrag  ver- 
bleibende Überschuß,  der  von  den  nutzbaren  Grundstücken  nach- 
haltig erzielt  werden  kann.  Er  wird  festgestellt  nach  Bonitätsklassen. 
Maßgebend  ist  aber  nicht  der  wirkliche  Ertrag,  sondern  die  nach 
rein    objektiven    Rücksichten    festgestellte   Ertragsfähigkeit  der 
Liegenschaften.   Die  hiernach  umgelegten  Grundsteuerbeträge  sind 
unveränderlich,  und  die  erste  Veranlagung  ist  bis  heute  einer 
Revision  nicht  unterzogen  worden.    Die  Gebäudesteuer,  ebenfalls 
durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  geordnet,  bemißt  sich  nach  dem 
jährlichen  Nutzungswert  der  Gebäude.    Dieser  bestimmt  sich  für 
Städte  und  solche  ländlichen  Ortschaften,  in  welchen  eine  über- 
wiegende Zahl  von  Wohngebäuden  regelmäßig  durch  Vermietung 


benutzt  wird,  nach  dem  mittleren  jährlichen  Mietwert,  der  unter 
Zugrundelegung  eines  zurückliegenden  Zeitraumes  von  lo  Jahren 
gefunden  wird.  In  den  übrigen  ländlichen  Ortschaften  richtet  sich 
die  Bemessung  des  Nutzungswertes,  abgesehen  von  der  Größe, 
Bauart  und  Beschaffenheit,  nach  den  Gesamtverhältnissen  der  zu- 
gehörigen ländlichen  Besitzungen  und  Grundstücke.  Die  Veran- 
lagung wird  im  Gegensatz  zur  Grundsteuer  alle  15  Jahre  einer 
Revision  unterzogen.  Die  Gewerbesteuer  ist  durch  das  Gesetz  vom 
24.  Juni  1891  zuletzt  neu  geregelt  worden.  Grundlage  der  Ver- 
anlagung bilden  der  Ertrag  und  das  Anlage-  und  Betriebskapital. 
Das  Gesetz  sieht  vier  Gewerbesteuerklassen  vor,  denen  die  einzelnen 
Gewerbebetriebe  nach  der  Höhe  des  Ertrages  und  des  Anlage- 
und  Betriebskapitals  zugewiesen  werden.  Innerhalb  der  drei  unteren 
Klassen  ist  die  aufzubringende  Steuersumme  kontingentiert  und 
zwar  bestimmt  sie  sich  nach  Mittelsätzen,  die  mit  der  Zahl  der 
Betriebe  multipliziert  werden.  Die  Steuer  wird  in  diesen  Klassen 
nach  dem  Verhältnis  des  Ertrages,  in  der  Klasse  I,  die  die  höchst- 
besteuerten Betriebe  umfaßt,  direkt  nach  dem  Ertrage  umgelegt. 
Eine  Ergänzung  der  Gewerbesteuer  bildet  die  Betriebssteuer,  die 
für  den  Betrieb  der  Gastwirtschaft,  Schankwirtschaft  und  des 
Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus  erhoben  wird  und  sich 
dem  Veranlagungs-  und  Umlageverfahren  des  Gewerbesteuerge- 
setzes anschließt. 

Diese  mit  Ausnahme  der  Gewerbesteuer  auch  bis  jetzt  un- 
verändert bestehen  gebliebenen  staatlichen  Ertragssteuern  fand 
Miquel  vor,  als  er  das  Gemeindeabgaben wesen  im  Jahre  1893  neu- 
ordnete und  sie  als  grundlegende  Maßnahme  den  Gemeinden 
überwies,  aber  nicht,  um  sie  an  die  bestehenden  Formen  zu  binden, 
sondern  um  ihnen  die  Möglichkeit  zu  geben,  das  ganze  Gebiet 
der  Ertragsbesteuerung  ausschließlich  für  sich  in  Anspruch  zu 
nehmen  und  es  den  neuen  Aufgaben  und  den  Verhältnissen  der 
Gemeinden,  insbesondere  ihrer  wirtschaftlichen  Struktur  entsprechend 
zu  gestalten. 

Die  Gemeinden,  welche  hiernach  besondere  Realsteuern  ein- 
führten, haben  sich  in  der  Hauptsache  an  die  ihnen  von  der  Re- 
gierung vorgelegten  Mustersteuerordnung  angelehnt.  Insbesondere 
die  selbständigen  Grund-  und  Gebäudesteuern  bieten  daher  ein 
ziemlich  einheitliches  Bild,  in  dem  die  Grundwertsteuer  im  Vorder- 
grund steht.  Wenn  sonach  in  ihren  Grundzügen  abweichende 
Grundsteuern  nicht  sehr  häufig  zur  Ausbildung  gelangten,  so  sind 
die  völlig  selbständigen  Grund-  und  Gebäudesteuern  doch  keines- 
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wegs  selten,  insbesondere  ist  die  Ausgestaltung  auch  überein- 
stimmender Steuermaßstäbe  in  wesentlichen  Einzelheiten  sehr 
abweichend  und  gerade  darin  den  besonderen  Verhältnissen  einer 
Gemeinde  angepaßt.  Das  aber  immerhin  einheitliche  Gepräge 
wird  bei  einer  Übersicht  über  die  kommunalen  Gewerbesteuern 
durch  ein  überaus  mannigfaltiges  Bild  ersetzt.  Doch  lassen  sich 
aus  diesen  zahlreichen  und  verschiedenartigen  Steuerarten  eine 
Reihe  typischer  Formen  herauskristallisieren,  die  sich  auch  hier 
vorwiegend  an  ministerielle  Mustersteuerordnungen  anschließen. 
Immerhin  bleibt  der  Eindruck  größerer  Differenzierungen,  sowohl 
in  der  Einführung  prinzipiell  verschiedener  Maßstäbe  als  auch  in 
ihrer  Ausgestaltung,  im  einzelnen  bestehen.  Die  Beweggründe  für 
die  Annahme  dieser  verschiedenartigsten  Steuerformen  liegen  bei 
der  Gewerbesteuer  weit  häufiger  als  bei  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Gemeinden,  wenn 
diese  auch  als  Ursache  einer  steuerlichen  Eigenart  nicht  überschätzt 
werden  dürfen. 


B.  Die  Entwickelung  des  geltenden  Gemeinde- 
steuerrechtes. 

Bereits  seit  dem  Jahre  1870  war  über  eine  Neuregelung  des 
Gemeindesteuerwesens  in  den  preußischen  Ministerien  beraten 
worden,  und  in  den  Jahren  1873  und  1874  hatte  man  eine  amt- 
liche Enquete  über  die  Bedeutung  der  Besteuerung  der  Forensen, 
juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  usw.  veranstaltet.  Auf 
Grund  dieser  Verhandlungen  und  des  gesammelten  Materials  wurde 
dann  im  Jahre  1874  mit  der  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfs 
begonnen,  der  sich  auf  die  Reform  des  ganzen  Kommunalabgaben- 
wesens  erstrecken  sollte.  Es  herrschte  Einverständnis  über  den 
leitenden  Grundsatz,  daß  sich  die  Erhebung  der  Gemeindeabgaben 
möglichst  eng  an  das  System  der  Staatssteuern  anzuschließen  habe. 
Kommunale  Einkommensteuern,  die  von  den  Veranlagungsgrund- 
sätzen der  bestehenden  Staats-,  Klassen-  und  klassifizierten  Ein- 
kommensteuer abwichen,  wollte  man  bei  der  Neuregelung  nicht 
mehr  zulassen.  Die  Beibehaltung  der  bestehenden  besonderen 
direkten  Gemeindesteuern  erklärte  man  für  zulässig,  jedoch  sollten 
neue  direkte  Steuern  nur  ausnahmsweise  eingeführt  werden  dürfen. 

Das  damals  geltende  Gemeindeabgabenrecht  war  sowohl  in 
den  einzelnen  Provinzen  Preußens  als  auch  in  den  Stadt-  und 
Landgemeinden  mehr  oder  weniger  verschieden.  Nach  der  Städte- 
ordnung für  die  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853  konnten 
die  direkten  Gemeindesteuern  entweder  in  Zuschlägen  zu  den 
Staatssteuern  oder  als  besondere  Steuern  erhoben  werden.  Über 
die  Art  dieser  besonderen  Steuern  waren  Bestimmungen  nicht 
gegeben.  Zu  ihrer  Einführung  und  Abänderung  war  aber  die 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlich.  Ahnlich  war 
das  Steuerrecht  in  den  anderen  Provinzen,  ebenso  in  den  Land- 
gemeinden, hier  aber  im  einzelnen  sehr  -^rschieden  geordnet. 

Die  weitgehende  Autonomie,  die  das  alte  Recht  den  Ge- 
meinden gewährte,  das  Fehlen  regelnder  und  beschränkender 
Normen  hatten  in  der  Ausführung  die  größten  Verschiedenheiten 


und  innerhalb  der  Gemeinden  eine  sehr  ungleichmäßige  Belastung 
der  verschiedenen  Steuerarten  zur  Folge  gehabt.  Der  größte  Teil 
der  Gemeindebedürfnisse  wurde  zur  Zeit  der  Aufstellung  des  Ent- 
wurfs über  die  Aufbringung  der  Gemeindeabgaben  durch  Zuschläge 
zu  den  direkten  Staatssteuern  aufgebracht.  Daneben  bestanden 
aber  zahlreiche  besondere  direkte  Gemeindesteuern,  unter  denen 
kommunale  Einkommensteuern,  die  sehr  häufig  von  dem  System 
der  Staats-,  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuern  sowohl 
bezüglich  des  Tarifs  und  der  Skala  als  auch  bezüglich  der  Ein- 
schätzungsgrundsätze und  des  Veranlagungsverfahrens  abwichen, 
hervorragten.  Die  neben  diesen  noch  bestehenden  direkten  Steuern, 
die,  obwohl  sehr  zahlreich,  eine  größere  finanzielle  Bedeutung  nicht 
besaßen,  kamen  unter  Anwendung  der  verschiedenartigsten  Maß- 
stäbe und  Bezeichnungen  zur  Erhebung.  Bei  der  Aufbringung 
der  Gemeindeabgaben  standen  die  Personalsteuern  weitaus  im 
Vordergrunde.  In  einigen  Gemeinden  wurden  Realsteuern  über- 
haupt nicht  erhoben;  dort,  wo  sie  zur  Erhebung  gelangten,  waren 
sie  nicht  von  großer  Bedeutung,  so  daß  auch  die  besonderen  Real- 
steuern in  ihrer  finanziellen  Wirkung  unerheblich  waren. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  über  die  der  Gesetzgeber 
zuerst  Klarheit  gewinnen  mußte,  ob  bei  der  Feststellung  des  Maß- 
stabes für  die  direkten  Gemeindesteuern  ein  unmittelbarer  Anschluß 
an  das  System  der  direkten  Staatssteuern  geboten  oder  ob  die 
Ausbildung  besonderer  direkter  Steuern  vorzuziehen  sei,  waren 
die  ungünstigen  Verhältnisse  damals  entscheidend.  Hinsichtlich 
der  Einkommensteuer  wurde  schon  gesagt,  daß  man  die  Bei- 
behaltung und  Neueinführung  von  besonderen  Einkommensteuern 
für  unzulässig  erklärte,  da  man  die  Erfahrung  gemacht  hatte,  daß 
sich  die  Gemeindeeinkommensteuern,  wo  sie  sich  von  den  Grund- 
sätzen der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommeusteuer  entfernten, 
als  unzweckmäßig  und  bedenklich  erwiesen  hatten.  Der  Gesichts- 
punkt, daß  die  Veranlagungs-  und  Erhebungsgrundsätze  bei  der 
Gemeinde-  und  bei  der  Staatseinkommensteuer  dieselben  sein 
müssen,  daß  insbesondere  bei  der  vom  Staat  und  Gemeinde  ge- 
trennt vorgenommenen  Ermittelung  der  Einkommen  Abweichungen 
überaus  ungünstig  wirken,  war  hier  ausschlaggebend. 

Den  übrigen  besonderen  direkten  Steuern  erkannte  man,  da 
sie  nur  mit  einem  verhältnismäßig  geringen  Bruchteil  an  der 
Deckung  der  Ausgaben  beteiligt  waren,  nur  eine  lokale  Bedeutung 
zu.  Man  hielt  sie  nicht  für  geeignet,  die  alleinige  oder  haupt- 
sächlichste Grundlage  für  die  Aufbringung  der  Gemeindebedürf- 


nisse  zu  liefern.  Als  zweckmäßige  Grundlage  sah  man  nur  das 
System  der  direkten  Staatssteuern  an  und  statuierte  deshalb  den 
Anschluß  der  direkten  Gemeindesteuern  an  das  Staatssteuersystem 
wenigstens  als  Regel.  »Dagegen  würde  man  zu  weit  gehen  und 
die  Autonomie  der  Gemeinden  in  ungerechtfertigter  Weise  be- 
schränken, wenn  man  denselben  den  strikten  Anschluß  an  das 
System  aller  direkten  Staatssteuern  unbedingt  vorschreiben  und 
jede  Abweichung  untersagen  will«^). 

Der  Entwurf  gestattete  daher  in  Fällen,  in  denen  die  Ver- 
hältnisse einer  Gemeinde  es  erfordern  und  rechtfertigen,  die  Bei- 
behaltung besonderer  direkter  Gemeindesteuern  und  ausnahms- 
weise auch  ihre  Neueinführung.  Die  Motive  (a.  a.  O.)  führten  als 
Begründung  hierzu  mit  Recht  an,  daß  die  Momente,  die  hinsichtlich 
der  kommunalen  Einkommensteuer  zu  ihrer  Ablehnung  führten, 
nicht  auch  auf  die  Realsteuern  anwendbar  seien.  Der  für  die 
Einführung  besonderer  Realsteuern  aber  meist  ausschlaggebende 
Gesichtspunkt,  daß  das  staatliche  Ertragssteuersystem  den  finan- 
ziellen Bedürfnissen  vieler  Gemeinden  und  ihrer  wirtschaftlichen 
Struktur  nicht  mehr  genügte,  wurde  in  dem  Entwurf  nicht  be- 
rücksichtigt. In  den  Motiven  wird  es  nur  berührt:  »Es  ist  des- 
halb .  .  ausdrücklich  vorgesehen,  daß  statt  der  Zuschläge  zur 
Staats-,  Grund-  und  Gebäude-  oder  Gewerbesteuer  besondere  Ge- 
meindeabgaben vom  Grundbesitz  oder  Gewerbebetriebe,  bei  deren 
Veranlagung  die  wechselnden  Jahreserträge  entsprechende  Be- 
rücksichtigung finden,  eingeführt  werden  können«.  Das  Bedürfnis 
zur  Ausbildung  besonderer  Steuern  hielt  man  damals  für  nicht  so 
dringlich  und  schätzte  den  Wert  des  staatlichen  Ertragssteuer- 
systems höher  ein  als  es  später  geschah.  Auch  gestand  man  den 
Gemeindeorganen  nicht  das  Maß  von  Fähigkeit  zu,  aus  ihren 
Bedürfnissen  heraus  selbständig  zweckmäßige  Steuern  zu  ent- 
wickeln, wie  es  bei  der  späteren  Reform  vorausgesetzt  wurde. 
Obwohl  die  Regierung  es  nicht  als  ein  Hindernis  für  die  Aus- 
bildung besonderer  Realsteuern  betrachtete,  daß  die  staatlichen 
Realsteuern  für  die  Staatskasse  daneben  weiter  erhoben  wurden, 
so  war  diese  Tatsache  doch  keineswegs  geeignet,  die  Ausbildung 
besonderer  Steuern  zu  fördern.  Eine  Überweisung  der  staatlichen 
Realsteuern  ganz  oder  zum  Teil  an  die  Gemeinden  wies  man 
damals  aber  noch  ab,  obwohl  man  diesen  Gedanken  auch  schon 

-)  Motive  zu  dem  Gesetzentwurf  betr.  die  Aufbringung  der  Gemeindeabgaben 
vom  Jahre  1877  (zu  Nr.  72  der  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten,  Session 
1877/78). 


zu  dieser  Zeit  erwogen  hat.  Er  scheiterte  aber  vorläufig  an  den 
widerstrebenden  Interessen  der  Staatskasse,  der  man  einen  ge- 
nügenden Ersatz  für  diesen  Ausfall  nicht  zu  verschaffen  wußte. 

Der  Gesetzentwurf  wurde,  nachdem  er  einigen  Behörden  zur 
Begutachtung  übergeben  worden  war  und  auf  Grund  dieser  Be- 
urteilung eine  Umarbeitung  erfahren  hatte,  im  Jahre  1877  dem 
Landtag  vorgelegt.  Die  Beratungen  des  Entwurfs  im  Plenum 
und  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  enthalten  auch 
für  die  hier  vorwiegend  interessierenden '  Punkte  wichtiges  und 
reiches  Material,  das  zweifellos  die  fernere  langsame  aber  günstige 
Entwickelung  der  Gemeindesteuerreform  sehr  gefördert  hat.  Der 
Grundgedanke  des  Entwurfs,  die  Beibehaltung  des  Zuschlags- 
systems, fand  durchaus  keine  einmütige  Zustimmung.  Im  Gegenteil 
wollte  man  das  System  selbständiger  Kommunalsteuern  möglichst 
gepflegt  und  ausgebildet  wissen  und  darum  das  Zuschlagssystem 
so  weit  wie  möglich  beschränken.  Diese  Ansicht,  wonach  die 
staatlichen  Realsteuern  nicht  den  Anforderungen  entsprachen, 
welche  an  eine  Gemeindesteuer  gestellt  wurden,  die  den  schnellen 
wirtschaftlichen  Veränderungen  folgen  und  sich  ihnen  anpassen 
sollten,  verdichtete  sich  in  der  Kommission  zu  einem  Antrag,  der 
mit  der  später  durchgeführten  Reform  im  Grundgedanken  über- 
einstimmt: »In  jeder  Gemeinde  kann  durch  ein  Regulativ,  welches 
der  Genehmigung  der  Minister  der  Finanzen  und  des  Innern 
unterliegt,  eine  besondere  Gemeindeabgabe  vom  Grundbesitz,  dem 
in  der  Gemeinde  vorhandenen  werbenden,  beweglichen  Vermögen 
und  dem  Gewerbebetriebe  eingeführt  werden.  Bis  zum  Erlaß 
eines  solchen  Regulativs  bestehen  in  jeder  Gemeinde  die  bisher 
vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  erhobenen  direkten  Abgaben 
fort;  soweit  dieselben  den  Bedarf  nicht  decken,  werden  Zuschläge 
zu  den  direkten  Steuern  .  .  erhoben«^).  Der  Antragsteller  dachte 
sich  das  Verhältnis  von  Regel  und  Ausnahme  entgegengesetzt 
wie  der  Entwurf.  Er  wollte  den  Gemeinden  einen  gewissen  Zwang 
auferlegen,  sich  dieser  Regel  zu  unterwerfen.  Der  Antrag  wurde 
aber  abgelehnt,  da  man  gegen  ihn  den  schwerwiegenden  Einwand 
mit  Erfolg  geltend  machte,  daß  man  den  Kommunen  nicht  eine 
Aufgabe  aufbürden  dürfe,  vor  deren  Schwierigkeit  sogar  die 
Regierung  zurückgeschreckt  sei. 

Die  Freunde  des  in  dem  Regierungsentwurfe  vertretenen 
Grundsatzes,  die  teilweise  sogar  eine  noch  stärkere  Durchführung 
des  Zuschlagssystems  verlangten,  vertraten  ihre  Ansicht  weniger 

^)  Nr.  260  der  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  1877/78. 


mit  der  Hervorhebung  der  Zweckmäßigkeit  des  Staatssteuersystems, 
sondern  mehr  mit  der  Betonung  seines  historischen  Wertes;  und 
einen  wesentHchen  Einfluß  auf  die  Ablehnung  einer  steuerlichen 
Autonomie  der  Gemeinden  hatte  auch  die  Befürchtung  einer  Über- 
lastung des  Realbesitzes. 

Wenn  auch  die  allerdings  für  den  Wert  der  besonderen  Kom- 
munalsteuern ungünstig  sprechenden  Ergebnisse  der  veranstalteten 
Enqueten  den  Eindruck  erwecken  konnten,  daß  überhaupt  die 
Ausbildung  besonderer  Steuern,  zumal  der  Autonomie  der  Ge- 
meinden anheim  gegeben,  bedenklich  sei,  so  ließ  sich  die  Regierung 
doch  wohl  zu  sehr  von  diesem  Eindruck  leiten.  Man  kann  nicht 
verkennen,  daß  auch  bereits  damals  die  Anhänger  einer  größeren 
Selbständigkeit  der  Gemeinden  in  der  Wahl  und  Verteilung  ihrer 
Steuern  die  meisten  Gründe  für  sich  hatten.  Bereits  1873  hatte 
Nasse  in  seinem  Gutachten  zur  Reform  der  Person albesteuerung^) 
diese  Ansicht,  die  er  auch  jetzt  im  Abgeordnetenhause  vertrat, 
ausgeführt:  »Für  die  Erhebung  von  Kommunalsteuern  ist  aber 
das  bestehende  System  der  Ertragssteuern  ganz  besonders  unge- 
eignet. Der  verschiedene  Steuerfuß  der  Grundsteuer,  der  Steuer 
von  bewohnten  und  gewerblichen  Gebäuden  und  vor  allem  der 
Gewerbesteuer,  sowie  die  unvollkommene  Art  der  Einschätzung 
zu  dieser  Steuer  bewirken,  daß  fast  überall  die  entschiedenste  Ab- 
neigung gegen  bedeutende  kommunale  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  besteht.  Dieser  Unbrauchbarkeit 
der  Ertragssteuern  für  kommunale  Zwecke  wird  durch  eine  Reform 
derselben  schwerlich  abgeholfen  werden,  es  wird  vielmehr  not- 
wendig sein,  in  den  Gemeinden  neben  der  Einkommensteuer  eine 
eigene  kommunale  Steuer  von  allem  im  Gemeindebezirk  liegenden 
oder  gewerblich  tätigem  Vermögen  zu  erheben.  Man  sieht,  wir 
kommen  im  wesentlichen  auf  den  vielbesprochenen,  von  der  Staats- 
regierung aber  entschieden  zurückgewiesenen  Vorschlag  einer 
Überweisung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Gemeinden 
heraus.  Nur  möchten  wir  nicht  auf  überwiesene  Quoten  von  an 
sich  höchst  mangelhaften  veralteten  Staatssteuern  die  Gemeinden 
anweisen,  sondern  auf  ein  selbständiges,  den  eigentümlichen  Ver- 
hältnissen der  kommunalen  Verbände  angepaßtes  Steuersystem.« 

Der  Gesetzentwurf  betr.  die  Aufbringung  der  Gemeindeab- 
gaben ist  über  die  Kommissionsberatung  nicht  hinausgekommen. 
In  drei  Sessionen  hat  die  Regierung  ihn  vorgelegt.  Dreimal  ist 
er  in  der  Kommission  vergraben  worden.   Später  wurde  er  dann 

^)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  III,  S.  16. 
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nicht  mehr  eingebracht,  weil  man  inzwischen  die  Notwendigkeit 
der  vorherigen  Reform  der  Staatssteuern  erkannt  hatte.  Diese 
Reform  kam  aber  erst  unter  Miquel  zustande,  der  dann  auch  das 
heute  geltende  Gemeindesteuerrecht  schuf.  Das  vorher  erlassene 
sog.  Kommunalsteuernotgesetz  von  1885  enthielt  nur  einige  Be- 
stimmungen über  die  Heranziehung  der  Forensen  und  juristischen 
Personen,  die  wegen  ihrer  Dringlichkeit  der  großen  allgemeinen 
Reform  vorweg  genommen  wurden. 

Von  großer  Bedeutung  für  Art  und  Richtung  der  Entwicke- 
lung  der  Reform  waren  die  theoretischen  Untersuchungen  und 
Gutachten,  die  zur  Zeit  der  Veröffentlichung  des  Gesetzentwurfes 
von  1877  besonders  reichhaltiges  Material  darboten,  teils  durch 
den  Entwurf  erst  zu  kritischen  Besprechungen  angeregt,  teils  auch 
selbständig  die  Lösung  der  großen  Kommunalsteuerfragen  von 
weiten  Gesichtspunkten  aus  anbahnend.  Im  Vordergrund  stand 
auch  in  der  wissenschaftlichen  Diskussion  die  Frage  nach  dem 
zweckmäßigsten  Steuersystem,  ob  Zuschlags-  oder  selbständiges 
Kommunalsteuersystem.  Auch  hier  wurde  diese  Frage  ebenso  wie 
im  Landtage  auf  die  verschiedenste  und  entgegengesetzteste  Weise 
entschieden.  Meist  wird  sie  erst  beantwortet,  nachdem  man  eine 
andere  geprüft,  die  nach  dem  Wesen  von  Staat  und  Gemeinde 
und  ihrem  Verhältnis  zueinander.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
die  Stellung  zu  dieser  Frage  die  Auffassung  über  die  Grundlagen 
der  Gemeindebesteuerungen  maßgebend  beeinflussen  muß.  Sie  ist 
aber  vielfach  in  zu  geringer  Berücksichtigung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  und  praktischen  Gesichtspunkte,  und  zu  sehr  rein 
theoretisch  beurteilt  worden,  so  daß  sie  sehr  oft  einseitig  und 
übertrieben  beantwortet  wurde.  Die  Frage  blieb  so  lange  für  die 
Steuerlehre  und  Steuerpraxis  müßig,  als  sie  von  den  Tatsachen 
völhg  abstrahierte  und  nicht  die  Aufgaben  ansah,  die  Staat  und 
Gemeinde  erfüllen  und  nicht  die  Leistungen,  die  dieser  zugewiesen 
sind.  Erst  die  Betrachtung  der  Leistungen  von  Staat  und  Ge- 
meinde und  ihre  Nebeneinanderstellung  lassen  einen  Vergleich 
beider  zu  und  gestatten  auch  erst  die  Beurteilung  der  Frage, 
welche  Steuer grundsätze  in  jenem,  welche  in  dieser  Anwendung 
zu  finden  haben.  Wenn  das  Wesen  der  Gemeinde  damit  erschöpft 
sein  soll,  daß  sie  ist  »eine  volkswirtschaftliche  Gruppierung  von 
Menschen,  welche  den  Vorteil  haben,  in  größerer  Zahl  zusammen 
zu  wohnen  um  infolgedessen  die  Arbeit  unter  sich  teilen  zu  können, 
ohne  sich  mit  Transportkosten  zu  belasten«^),  und  gesagt  wird, 

^)  Faucher,  Staats-  und  Kommunalbudgets  in  seiner  Vierteljahrsschrift,  2.  Bd. 
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daß  sie  eine  »ethische  Seite  durchaus  nicht  habe  und  keine  einzige 
Ausgabe  leiste,  welche  nur  der  idealen  Gesamtheit  zugute  komme«  i), 
so  ist  das  eine  überaus  einseitige  Übertreibung,  die  die  tatsäch- 
lichen Erscheinungen  nicht  im  mindesten  beachtet  hat  Nasses 
Ansicht^),  daß  der  Unterschied  in  der  Erfüllung  wesentlich  staat- 
licher und  akzidentiell  wirtschaftlicher  Aufgaben  ein  quantitativer, 
nicht  ein  qualitativer  sei,  daß  aber  die  Aufgaben  des  Staates  mehr 
als  die  der  Gemeinde  aus  Funktionen  erwachsen,  die  aus  der  sitt- 
lichen Gemeinschaft  sich  ergeben,  die  der  Gemeinde  dagegen  mehr 
aus  wirtschaftlichen  Veranstaltungen,  welche  im  nachbarlichen  Ver- 
bände gemeinschaftlich  vorgenommen  werden,  stimmt  wohl  mit 
der  überein,  die  heute  herrschend  ist. 

Wenn  er  aber  schon  hieraus  folgert,  daß  demnach  in  der 
Gemeinde  andere  Abgaben,  andere  Grundsätze  Platz  finden  müßten, 
so  überspringt  er  eine  Kette  von  Gliedern  und  zieht  den  richtigen 
Schluß  aus  einer  für  diese  Frage  nicht  so  wesentlichen  Voraus- 
setzung. Und  wenn  Meier ^)  die  entgegengesetzte  Meinung  ver- 
tritt: »Ein  besonderes  Kommunalsteuersystem  erscheint  nur  dann 
gerechtfertigt,  wenn  sich  erstens  eine  Wesensverschiedenheit  von 
Staat  und  Kommune  und  wenn  sich  zweitens  ein  Steuersystem 
nachweisen  ließe,  welches  diesem  vom  Wesen  des  Staates  ab- 
weichenden Wesen  der  Kommune  völlig  adäquat  wäre«,  aber 
beides  sich  nicht  nachweisen  lasse,  so  begeht  er  einen  ähnlichen 
Irrtum,  nur  daß  er  auf  Grund  seiner  Voraussetzung  zu  anderen 
Ergebnissen  gelangt.  Nicht  der  Wesensunterschied  ist  es,  der  ein 
besonderes  kommunales  Steuersystem  zweckmäßig  erscheinen  läßt, 
auch  nicht  eine  charakteristische  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Leistungen,  sondern  die  Tatsache,  daß  ein  großer  Komplex  von 
Leistungen  in  der  Gemeinde  in  seiner  wirtschaftlichen  Wirkung 
und  in  den  sonstigen  daraus  entspringenden  Vorteilen  in  einzelnen 
erkennbarer,  meßbarer  ist.  In  der  Tatsache,  daß  die  kommunalen 
Leistungen  nicht  nur  dem  allgemeinen  Interesse  dienen,  beruht 
aber  nicht  eine  Wesens-,  sondern  nur  eine  graduelle  Verschieden- 
heit zwischen  Staat  und  Gemeinde.  Denn  auch  manche  Staats- 
leistung kommt  vielfach  nur  verhältnifimäßig  kleinen,  jedenfalls 
aber  durchaus  nicht  immer  allen  oder  der  Mehrheit  zugute,  mögen 

^)  cit,  bei  Ernst  Meyer  »Über  die  Frage  der  Kommunalbesteuerung«  in  Bd.  12 
der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  S.  80. 

2)  Erwin  Nasse,  Eink.-  und  Ertragsbesteuerung  im  Haushalt  preuß.  Gemeinden 
in  Bd.  12  der  Schriften. 

3)  a.  a.  O.  S.  79. 


es  nun  kulturelle  oder  wirtschaftliche  Vorteile  sein.  Der  Unter- 
schied liegt  lediglich  darin,  daß  es  in  der  Gemeinde  mehr  als  im 
Staate  möglich  ist,  den  Kreis  derjenigen,  die  diese  Sondervorteile 
genießen,  festzustellen  und  den  Grad  des  Interesses  genau  oder  an- 
nähernd zu  bestimmen.  Wenn  Adolf  Wagner  in  seiner  »Kommunal- 
steuerfrage« ^)  sagt:  »Eine  Verständigung  über  die  leitenden  Grund- 
sätze der  Kommunalbesteuerung  setzt  zunächst  eine  solche  über 
die  Grundanschauung  in  bezug  auf  Staat  und  Gemeinde,  auf  beider 
Stellung  zueinander  und  zur  Volkswirtschaft,  endlich  in  bezug  auf 
Besteuerung  überhaupt  voraus«,  so  konnte  er  damit  nur  feststellen, 
daß,  so  verschiedenartig  diese  Grundauffassung  damals  war,  so 
verschiedenartige  und  entgegengesetzte  Ansichten  über  die  Grund- 
lagen des  Gemeindesteuersystems  sich  daraus  ergaben.  Zweifellos 
waren  aber  die  Ansichten,  die  u.  a.  Wagner  am  schärfsten  und 
ausgeprägtesten  vertrat,  auch  schon  damals  in  ihren  wesentlichsten 
Punkten  herrschend  und  haben  in  der  Folgezeit  die  endgültige 
Gestaltung  des  Gemeindeabgabenwesens  stark  beeinflußt.  Auf 
Grund  dieser  Anschauungen  ist  ein  einziges  ausschließliches  Be- 
steuerungsprinzip sowohl  für  den  Staat  als  auch  für  die  Gemeinde 
nicht  anzuwenden,  sondern  nur  eine  Kombination,  in  der  allerdings 
das  eine  oder  andere  im  Vordergrund  zu  stehen  hat.  Wichtigstes 
Prinzip  soll  in  beiden  Fällen  die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit sein,  dem  aber  im  Gemeindesteuersystem  nicht  nur  er- 
gänzend, sondern  gleichberechtigt,  wenn  auch  erst  in  zweiter 
Linie  der  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung  an  die  Seite 
zu  stellen,  während  dieser  im  Staate  nur  teilweise  anwendbar  ist. 
Die  Gemeindebesteuerung  kann  sich  auch  deshalb  schon  mit  der 
Staatsbesteuerung  nicht  völlig  decken,  und  eine  ausschließliche 
Beschränkung  der  ersteren  auf  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  ist 
daher  nicht  den  Verhältnissen  von  Staat  und  Gemeinde  und  beider 
zueinander  entsprechend.  Das  Staatssteuersystem  ist  außerdem 
nach  seiner  Beschaffenheit  nicht  geeignet,  als  genügende  Grund- 
lage der  Gemeindebesteuerung  zu  dienen.  Doch  kann  auch  eine 
Reform  der  Staatssteuern  diese  zweckentsprechende  Grundlage 
nicht  schaffen,  da  die  teilweise  vorhandenen  Verschiedenheiten 
von  Staat  und  Gemeinde  dem  entgegenstehen.  Hinsichtlich  der 
Gemeindeeinkommensteuer  sprach  sich  auch  Wagner  für  ihre 
Anpassung  an  die  Staatssteuer  aus,  aber  nicht  im  unbedingten 
Anschluß  auch  an  ihren  Umfang  und  ihre  Skala,  wie  das  der 
Gesetzentwurf  von  1877  vorsah,  sondern  mit  der  Möglichkeit  einer 

^)  Referat  im  Verein  für  Sozialpolitik,  Leipzig  1878. 
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höheren  Progression  und  einer  stärkeren  Degression  zur  Entlastung 
der  unteren  Einkommen.  Für  die  Ertragssteuern  sollte  aber  den 
Gemeinden  die  größtmöglichste  Freiheit  in  der  Ausbildung  auto- 
nomer Steuern  gewährt  werden,  jedoch  unter  Einhaltung  gewisser 
beschränkender  gesetzlicher  Grenzen  und  mit  Genehmigung  der 
Regierung.  Speziell  Wagner  will  die  Grundbesitzbesteuerung  in 
den  Vordergrund  gestellt  wissen,  da  dieser  insbesondere  in  den 
Städten  die  größten  Vorteile  aus  den  kommunalen  Leistungen 
ziehe.  Eine  angemessene  direkte  Besteuerung  der  Gebäude  und 
Baustellen  in  Städten,  zumal  in  Großstädten  könne  aber  in  Zu- 
schlägen zu  den  Staatssteuern  nur  unzureichend  durchgeführt  werden. 
Jedoch  hält  er  in  den  Landgemeinden  den  Anschluß  an  die  staat- 
lichen Ertragssteuern  für  teilweise  unvermeidlich,  obwohl  diese 
auch  für  wirtschaftliche  Verhältnisse  keineswegs  genügen  können. 

Eine  Überweisung  der  staatlichen  Ertragssteuern  wurde,  wie 
ich  schon  erwähnt  habe,  zwar  erörtert,  aber  doch  nicht  so  ein- 
gehend, daß  man  die  Möglichkeit  und  die  Wege  zu  ihrer  Durch- 
führung erkennen  konnte.  Ein  klares  Bild,  insbesondere  über 
ihre  finanzielle  Bedeutung  und  die  Beschaffung  eines  ausreichenden 
Ersatzes  konnten  allerdings  auch  lediglich  genaue  amtliche  Unter- 
suchungen gewähren,  die  aber  damals  in  dieser  Richtung  im 
brauchbaren  Umfange  nicht  vorlagen. 

Durch  das  Gesetz  wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern 
vom  14.  Juni  1893,  das  die  Grundlage  der  umfassenden  Gemeinde- 
steuerreform bildete,  wurde  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer für  die  Staatskasse  außer  Hebung  gesetzt  und  den  Ge- 
meinden zur  ausschließlichen  Verwendung  überwiesen. 

Abgesehen  davon,  daß  die  staatlichen  Ertragssteuern,  ins- 
besondere die  unveränderliche  Grundsteuer  mit  ihren  durchaus 
ungleichmäßigen  Reinertragsberechnungen  schon  wegen  ihrer  un- 
zureichenden Ausgestaltung  als  Staatssteuer  nicht  mehr  genügte, 
so  daß  die  Denkschrift  vom  2.  November  1892  zu  den  Entwürfen 
der  preußischen  Steuerreformgesetze ^)  sagt:  »Entstanden  in  den 
Zeiten  primitiver  Staatseinrichtungen,  weiter  entwickelt  nach  über- 
wiegenden fiskalischen  Rücksichten,  wird  das  heutige  Staatssteuer- 
system mehr  von  der  Macht  der  Gewohnheit  als  von  der  Über- 
zeugung innerer  Berechtigung  getragen«,  waren  es  vorwiegend 
grundsätzliche  Erwägungen,  die  ihrer  Aufhebung  als  Staatssteuer 
zugrunde  lagen.    Sie  knüpfen  an  die  wissenschaftlichen  Erörte- 

1)  Nr.  8  der  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  (17.  Legislaturper.,  5.  Session 
1892/93). 


rungen,  insbesondere  bei  Vorlage  des  Gesetzentwurfes  von  1877  an 
und  gehen  davon  aus,  daß  nicht  nur  aus  theoretischen,  sondern 
auch  aus  praktischen  Gesichtspunkten  der  Grundsatz  des  Interesses, 
der  Leistung  und  Gegenleistung  mit  dem  Wesen  des  Staates  un- 
vereinbar und  im  direkten  Staatssteuersystem  undurchführbar  sei. 
Vielmehr  hielt  man  den  von  der  Wissenschaf  t  anerkannten  Grund- 
satz nach  der  Leistungsfähigkeit  dem  Begriff  und  Wesen  des 
Staates  am  meisten  adäquat  und  bezeichnete  ihn  auch  vom  Stand- 
punkt der  praktischen  Steuerpolitik  aus  als  den  allein  durchführ- 
baren. Schloß  nun  schon  die  tatsächliche  Gestalt  der  bestehenden 
Ertragssteuern  diesen  Grundsatz  aus,  da  sie  ihn  sowohl  innerhalb 
der  einzelnen  Ertragsobjekte  als  auch  im  Verhältnis  der  Steuer- 
belastung zueinander  nicht  im  mindesten  berücksichtigte,  so  konnte 
auch  durch  eine  von  Grund  auf  vorgenommene  Reform  eine  gleich- 
mäßige steuerliche  Vorbelastung  des  Besitzeinkommens  durch  Er- 
tragssteuern nicht  erreicht  werden  und  somit  der  allein  anwend- 
bare Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  seine  Verwirklichung  nicht 
finden,  denn  »Ertragssteuern  und  Berücksichtigung  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit  sind  Gegensätze,  welche  sich  bei  der  heutigen 
Ausbildung  des  wirtschaftlichen  Lebens  nicht  miteinander  ver- 
einigen lassen«  1). 

Wenn  man  rein  theoretisch  auch  für  das  Staatssteuersystem 
zu  einer  Befürwortung  des  Interesseprinzips  gelangen  könnte,  so 
wird  man  doch  nicht  übersehen  können,  daß  die  Besteuerung  nach 
dem  Interesse  im  Staatswesen  in  der  Hauptsache  nur  zu  einer 
willkürlichen  Lastenverteilung  führen  wird.  Die  von  seinen 
Leistungen  ausgehenden  Vorteile  zersplittern  sich  in  dem  kompli- 
zierten Betriebe  und  verschwimmen  zu  sehr,  als  daß  sie  auch  nur 
annähernd  in  ihrer  Bedeutung  und  Wirkung  für  den  einzelnen 
festzustellen  wären.  Es  ist  also  weniger  ein  prinzipieller  Gesichts- 
punkt, der  hier  eine  Ablehnung  des  Interesseprinzips  begründet, 
als  die  praktische  Tatsache,  daß  die  Grundlagen  für  eine  steuer- 
liche Vorbelastung  nicht  genügen,  um  darauf  ein  System  aufbauen 
zii  können,  das  für  diese  unbestrittenen  Sondervorteile  ein  Äqui- 
valent enthält.  Es  ist  nicht  nur  die  fehlende  Erkennbarkeit, 
sondern  auch  der  Mangel  eines  brauchbaren  Maßstabes,  der  für 
die  Ablehnung  ausschlaggebend  ist. 

Hiervon  ging  auch  die  Miquelsche  Reform  aus,  als  sie  die 
Ertragssteuern  aus  dem  Staatssteuersystem  ausschied  und  sie  in 
ihrem  ganzen  Umfange  den  Gemeinden  überwies. 

^)  Drucksachen  Nr.  8  a.  a.  O. 
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Der  Gemeinde  als  einem  territorial  eng  begrenzten  Verbände 
ist  es  eher  möglich,  einen  Besteuerungsmaßstab  zu  finden,  der 
sowohl  den  finanziellen  kommunalen  Interessen  als  auch  den 
Steuergrundsätzen  entspricht.  Der  das  Staatssteuerwesen  be^ 
herrschende  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  tritt  hier  zurück, 
wenn  er  auch  nicht  an  Bedeutung  verliert,  da  man  die  zahlreichen 
Aufgaben,  die  dem  Interesse  der  Allgemeinheit  dienen,  nicht 
übersehen  kann.  Der  kommunale  Wirkungskreis  erfordert  aber, 
daß  ihm  das  Interesseprinzip  nicht  nur  gleichberechtigt  zur  Seite 
gestellt  wird,  sondern  ihm  notwendig  übergeordnet  sein  muß. 
Denn  hier  lassen  sich  sowohl  die  besonderen  Vorteile,  die  dem 
Einzelnen  die  Veranstaltungen  der  Gemeinde  gewähren,  als  auch 
die  der  Gemeinde  im  Interesse  des  Grund-  und  Gebäudebesitzes 
und  Gewerbebetriebes  erwachsenen  besonderen  Kosten  mit  ge- 
nügender Sicherheit  übersehen,  um  auf  diesen  Grundlagen  das 
Maß  der  Realbesteuerung  im  ganzen  wie  auch  für  die  einzelnen 
Kategorien  von  Objekten  bestimmen  zu  können.  Dies  ist  aber 
keineswegs  so  gedacht,  daß  beide  Prinzipien  sich  entgegengesetzt 
sind  oder  einander  ausschließen  sollen. 

Von  den  Gegnern  der  sog.  dualistischen  Theorie  wird  das 
Interesseprinzip  als  selbständiges  Steuerprinzip  ganz  ausgeschaltet, 
indem  man  sagt,  daß  eine  Steuer  nur  nach  der  Leistungsfähigkeit 
erhoben  werden  könne  oder,  wenn  dies  nicht  der  Fall  sei,  den 
Begriff  der  Steuer  nicht  enthalte.  So  sagt  Schäffle:  »Die  an- 
geblichen Steuern  nach  dem  Interesse  sind  eben  Sondervergütungen 
für  besondere  Vorteile.  Die  dualistische  Theorie  ist  eine  Ver- 
mengung der  nicht  steuerlichen  Einnahmearten  mit  der  Steuer«  i). 
Wenn  von  anderer  Seite  die  Präzipualbelastung  für  Sondervorteile 
durch  Steuern  anerkannt,  aber  damit  begründet  wird,  daß,  soweit 
sie  sich  auf  der  besonderen  Förderung  eines  Objektes  oder  einer 
Person engruppe  gründe,  sie  nicht  nur  den  Maßstab  der  allgemeinen 
Leistungsfähigkeit,  sondern  auch  den  einer  vorzugsweisen  Förde- 
rung der  Leistungsfähigkeit  in  sich  begreife^),  so  ist  das  nur 
insofern  zutreffend,  als  das  Interesseprinzip  von  vornherein  von 
besonderen  Vorteilen  ausgeht  und  somit  bereits  eine  in  einer 
bestimmten  Richtung  erhöhte  Leistungsfähigkeit  voraussetzt. 
Eine  Berücksichtigung  der  gesamten  wirtschaftlichen  Stärke  des 
Trägers  des  Objektes,  seiner  persönlichen  Leistungsfähigkeit  ist 
aber  mit  der  Gemeinderealsteuer  unvereinbar,  da  dem  allein  schon 

^)  Die  Steuern,  allgem.  Teil,  1897,  S.  274. 

2)  Rieh,  von  Kaufmann,  Kommunalfinanzen,  1906,  Bd.  II,  S.  71. 
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die  Unmöglichkeit  des  Schuldenabzuges  entgegensteht.  Im  übrigen 
ist  aber  auch  die  lediglich  im  Objekt  sich  zeigende  Leistungs- 
fähigkeit sehr  wohl  geeignet,  als  Grundlage  für  eine  die  größere 
oder  geringere  Leistungsfähigkeit  ausprägende  abgestufte  Real- 
steuer zu  dienen.  Progressive  Ertragssteuern  sind  aber  nur  ganz 
vereinzelt  eingeführt  worden  und  auch  nur  im  beschränkten  Um- 
fange möglich. 

Wenn  der  Überweisung  der  staatlichen  Ertragssteuern  auch 
als  ein  wesentlicher  Beweggrund  das  Bestreben  zugrunde  lag, 
sämtliche  Ertragssteuern  aus  dem  System  der  direkten  Staats- 
steuern auszuschalten,  so  war  doch  ebenso  maßgebend  die  Rück- 
sicht auf  die  Gemeinden,  die  es  notwendig  erscheinen  ließ,  ihnen 
neue  zweckmäßige  Grundlage  für  eine  andere  gerechtere  Lasten- 
verteilung zu  gewähren.  Die  hohe  Belastung  der  Güterquellen 
durch  stattliche  Ertragssteuern  hatte  die  Erhebung  kommunaler 
Ertragssteuern  in  angemessener  Höhe  verhindert  und  auch  ein 
zweckmäßiges  kommunales  Ertragssteuerwesen  in  autonomer  Aus- 
gestaltung nicht  zur  Entstehung  kommen  lassen.  Der  kommunale 
Steuerbedarf  war  überwiegend  der  Einkommensteuer  aufgebürdet 
worden.  Wie  die  Lastenverteilung  sich  vor  der  Reform  gestaltete, 
zeigt  eine  den  statistischen  Anlagen  zum  Entwurf  des  KAG. 
entnommene  Nach  Weisung  ^) : 


Es  entfielen 

Von  den  Gesamt- 

Auf die 

auf  die 

in  der 

betrag  der 

Einkommensteuer 

Realsteuern 

Stadtgemeinde 

Gemeindeabgaben 

in% 

in% 

im  ganzen 

im  ganzen 

35849897 

29426297 

82,08 

5494000 

15,33 

5  307  200 

3 142900 

59»22 

588700 

11,09 

Köln  

4977100 

4236300 

85,12 

687300 

13,81 

Magdeburg  .... 

3146218 

2668918 

84,83 

262300 

8,34 

Frankfurt  a.  M.    .  . 

6087500 

5700500 

93,64 

335000 

5,50 

Hannover  .... 

2028800 

I 500000 

76,10 

465  800 

22,96 

Königsberg  i.  Pr.  . 

I 900300 

I  615 300 

85,00 

147000 

7,74 

Düsseldorf  .... 

2447 100 

1838300 

75,12 

468000 

19,13 

2808514 

I 294000 

46,07 

1489 5 14 

53,04 

Elberfeld  .... 

2331500 

2310000 

99,08 

In  sämtlichen  Städten 

mit  über  i  o  ooo  Einw. 

127904 601 

103917501 

81,25 

16729890 

13,08 

Es  erweist  sich  schon  hieraus  zur  Evidenz,  daß  die  Tendenzen 
der  Reformgesetze,  die  eine  stärkere  Heranziehung  des  Real- 


^)  Zu  Nr.  7  der  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  (17.  Legislaturper.,  5.  Session, 
1892/93). 
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besitzes  zugunsten  einer  Entlastung  des  reinen  Arbeitseinkommens 
und  des  Einkommens  aus  Kapitalvermögen  erzielten  wollten,  unter 
Annahme  gerechter,  d.  h.  der  Eigenarten  der  Gemeinden  ent- 
sprechender Verteilungsgrundsätze  durchaus  berechtigt  war.  Ab- 
gesehen von  diesen  prinzipiellen  Gründen  war  es  aber  auch  ein 
rein  finanzieller  Gesichtspunkt,  der  die  Verlegung  des  Schwer- 
gewichtes von  der  Einkommensbesteuerung  in  die  Realbesteuerung 
notwendig  erscheinen  ließ.  Es  war  dies  die  Rücksicht  auf  die 
Stabilität  der  Gemeindeeinnahmen,  die  bei  überwiegender  Ein- 
kommensbesteuerung infolge  ihrer  großen  Veränderlichkeit  bei  wirt- 
schaftlichem Rückgang,  Wegzug  usw.  leicht  ins  Schwanken  ge- 
raten und  das  Gleichgewicht  des  gesamten  kommunalen  Haus- 
halts gefährden  können.  Diese  Möglichkeit  hielt  man  bei  der 
Realbesteuerung  nicht  oder  nur  in  geringem  Umfange  für  ge- 
geben. Die  Besteuerung  von  Grund  und  Gebäuden  bildet  auch 
in  der  Tat  die  sicherste  Grundlage  für  den  Gemeindehaushalt, 
weil  es  Objekte  sind,  die  mit  der  Gemeinde  in  unzertrennlichem 
Zusammenhang  stehen  und  an  ihrer  Entwicklung  in  hohem  Grade 
interessiert  sind.  Nicht  in  demselben  Maße  trifft  dies  allerdings 
für  das  Gewerbe  zu,  soweit  hier  der  Schwerpunkt  weniger  in  dem 
damit  verbundenen  Grundbesitz  als  in  dem  Betriebe  an  sich  ruht. 
Der  Gesetzgeber  glaubte  aber  auch  hier  die  Möglichkeit  gegeben, 
ein  annähernd  stabiles  Steuererträgnis  zu  erzielen,  wenn  die  Merk- 
male in  den  Vordergrund  gerückt  werden,  denen  die  größte 
Stabilität  innewohnt. 

Wenn  auch  zweifellos  die  ungünstige  Lage  des  Staats-  und 
Gemeindesteuersystems  eine  gerechte  Verteilung  des  Gemeinde- 
bedarfs auf  die  verschiedenen  Steuerarten  verhindert  hatte,  so  lag 
doch  die  Ursache  ebenso  sehr  in  den  fehlenden  Normen,  die  diese 
Verteilung  allein  gewährleisten  konnten.  Es  konnte  nicht  ge- 
nügen, die  Gemeinde  auf  die  allgemeinen  Grundsätze  zu  ver- 
weisen, nach  denen  sich  ihr  Steuersystem  aufzubauen  hatte,  die 
Grundlagen  der  Verteilung  mußten  vielmehr  gesetzlich  festgelegt 
werden.  Das  KAG.  vom  14.  Juli  1893  hat  diese  grundlegenden 
Sätze  des  Besteuerungsrechts  in  ihrer  heutigen  Ausgestaltung 
geschaffen  und  damit  erst  die  Möglichkeit  für  einen  zweck- 
mäßigen und  gerechten  Ausbau  des  Gemeindesteuersystems  er- 
öffnet. Es  ging  davon  aus,  daß  der  durch  direkte  Steuern  auf- 
zubringende Steuerbedarf  möglichst  zu  beschränken  sei  und  daß 
die  Verteilung  dieses  durch  Erhebung  von  Gebühren,  Beiträgen 
und  indirekten  Steuern  beschränkten  Bedarfs  sich  nach  der  Art 

Loh  mann,  Die  besonderen  direkten  Gemeindesteuern  in  Preußen.  2 
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der  Ausgaben  zu  richten  habe.  Durch  die  Einkommensteuer  sollen  die 
Aufwendungen  für  allgemeine  öffentliche  Zwecke,  die  durchweg  allen 
Einwohnern  zugute  kommen  und  darum  auch  von  ihnen  nach 
Maßgabe  ihrer  persönlichen  Leistungsfähigkeit  zu  tragen  sind, 
gedeckt  werden,  während  durch  die  Realsteuern  regelmäßig  die 
Ausgaben  zu  decken  sind,  die  in  überwiegendem  Maße  dem 
Grundbesitz  und  dem  Gewerbebetrieb  zum  Vorteil  gereichen. 
Da  das  Gesetz  eine  erschöpfende  Aufzählung  dieser  Ausgaben 
und  darum  auch  der  Kategorien,  unter  die  sie  fallen,  nicht  geben 
konnte,  weil  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Gemeinden  sich  ganz  verschiedenartig  gestalten,  der  allgemeine 
Verteilungsgrundsatz  aber  für  die  Praxis  nicht  ausreicht,  so  ent- 
hält es  das  diesen  Grundsätzen  regelmäßig  entsprechende  Ver- 
hältnis der  Zuschläge  zu  den  einzelnen  Steuerarten  zueinander 
und  gibt  damit  die  notwendige,  wenn  auch  etwas  schematische 
'  Norm,  nach  der  sich  die  im  Interesse  des  Staates,  der  Steuer- 
pflichtigen und  der  Gemeinde  selbst  liegende  Verteilung  zu  richten 
hat.  Die  Feststellung  gewisser  bindender  Normen  lag  um  so 
näher,  als  sie  sich  zweckmäßig  an  das  für  einige  Provinzen  be- 
stehende Recht  anschließen  konnte.  Die  Fortbildung  dieses  Rechtes 
geschah  in  der  Weise,  daß  man  das  Verhältnis  der  Belastung  der 
Realsteuern  zur  Einkommensteuer  festlegte  und  für  die  Höhe  der 
Zuschläge  zur  einzelnen  Steuerart  selbst  Grenzen  setzte.  Hiernach 
sind  die  Realsteuern  in  der  Regel  mindestens  zu  dem  gleichen 
und  höchstens  zu  einem  um  die  Hälfte  höheren  Prozentsatze  zur 
Gemeindesteuer  heranzuziehen  als  Zuschläge  zur  Staatseinkommen- 
steuer erhoben  werden.  Solange  die  Realsteuern  loo^/o  nicht 
übersteigen,  ist  die  Freilassung  der  Einkommensteuer  oder  ihre 
geringere  Heranziehung  zulässig.  Ist  die  Einkommensteuer  mit 
150%  und  sind  die  Realsteuern  mit  über  150%  belastet,  so  können 
darüber  hinaus  für  jedes  Prozent  der  Realsteuer  zwei  Prozent  der 
Einkommensteuer  erhoben  werden.  Mehr  als  200%  der  Real- 
steuern dürfen  in  der  Regel  nicht  erhoben  werden.  Sie  sind  in 
der  Regel  mit  dem  gleichen  Prozentsatz  heranzuziehen.  Dieser 
Verteilungsmodus  ist  nicht  derart  zwingend,  daß  jede  Abweichung 
untersagt  ist.  Da  die  Aufwendungen  der  Gemeinden  im  Verhält- 
nis der  Ausgabearten  zueinander  in  vielen  Fällen  sehr  verschied 
sind  und  das  gesetzliche  Zuschlagsverhältnis  sich  auf  alle  Ge- 
meinden, Städte  und  Landgemeinden  erstreckt,  würde  die  un- 
bedingte Bindung  die  unzweckmäßige  Einengung  einer  notwendigen 
Bewegungsfreiheit  und  ihre  unterschiedslose  Anwendung  auf  die 
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verschiedenartigsten  Verhältnisse  bedeutet  haben.  Wenn  auch 
dieser  nach  den  besonderen  Verhältnissen  einer  Gemeinde  zu  be- 
nutzende Spielraum  zuerst  weit  genug  erschien,  so  hat  er  sich 
doch  noch  im  Laufe  der  Jahre  als  zu  eng  erwiesen. 

Wie  sich  die  Ausgaben  auf  die  einzelnen  Steuerarten  in  der 
Praxis  verteilen,  zeigt  der  im  einzelnen  aufzustellende  und  zu 
genehmigende  Steuerverteilungsplan  der  Gemeinden.    Es  wird, 
um  nur  die  Hauptkategorien  zu  erwähnen,  unterschieden  i .  zwischen 
Ausgaben,  die  ihrem  Wesen  und  ihrer  Bestimmung  nach  allen 
Gemeindeangehörigen  zugute  kommen  und  deshalb  vorzugsweise 
von  der  Einkommensteuer  zu  decken  sind,  2.  Ausgaben,  die  aus- 
schließlich  oder   überwiegend  dem  Grundbesitz  oder  Gewerbe- 
betrieb zum  Vorteil  gereichen,  also  lediglich  durch  Realsteuern  auf- 
zubringen sind,  3.  Aufwendungen  im  allgemeinen  Interesse,  aus 
denen   den  Grundbesitzern  und  Gewerbebetreibenden  besondere 
Vorteile  erwachsen  und  die  deshalb  auf  die  Realsteuern  und  die 
Einkommensteuer  nach  billigem  Ermessen  zu  verteilen  sind,  und  4. 
die  noch  verbleibenden  Ausgaben,  die  nach  Verhältnis  der  auf 
beide  Steuerarten  entfallenden  übrigen  Gesamtausgaben  zu  ver- 
teilen sind.    Hierher  werden  in  der  Hauptsache  gerechnet  die 
Provinzialabgaben  und  die  Kosten  der  Steuerverwaltung  und  die 
entstehenden  Steuerausfälle.     Zu   der  ersten  Kategorie  gehören 
insbesondere  die  Kosten  der  Gemeindeverwaltung,  der  Armen- 
pflege, des  Volks-  und  Mittelschulwesens,  der  Wohlfahrtspflege 
und  die  meist  bedeutenden  Ausgaben  für  die  Verzinsung  und 
Tilgung  der  hierfür  aufgenommenen  Schulden.    Sie  werden  in 
der  Regel  zu  ^j^  von  der  Einkommensteuer  und  zu  74  von  den 
Realsteuern  gedeckt.    Die  nur  durch  Realsteuern  zu  deckenden 
Ausgaben  umfassen  in  der  Hauptsache  die  Kosten  für  das  kauf- 
männische,  gewerbliche   und   sonstige   Fachschulwesen  und  die 
Kosten  der  Baupolizei,  während  zu  der  dritten  Kategorie  vor- 
wiegend gerechnet   werden  die  Kosten  der  Unterhaltung  und 
Reinigung  der  Straßen  und  Kanäle,  der  öffentlichen  Beleuchtung 
und  Wasserversorgung,  des  Feuerlöschwesens,  der  Schulverwal- 
tung und  des  höheren  Schulwesens,  für  Kunst  und  Wissenschaft 
und   die   Zinsen   und  Tilgungsbeträge   für   die   hierfür  entstan- 
denen durchweg  erheblichen  Schulden.    Von  diesen  Ausgaben 
übernehmen  die  Einkommensteuer  und  die  Realsteuern  je  die 
Hälfte. 

Wie  sich  hiernach  das  Anteilsverhältnis  der  einzelnen  Steuer- 
arten an  der  Aufbringung  des  gesamten  durch  direkte  Steuern 

2* 
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ZU  deckenden  Bedarfs  stellt,  zeigt  das  Beispiel  der  Stadt 
Elberfeld  1): 


rt    c3  g 

Zur  Aufbringung  neben- 

t« >-l 

S-S 1 

stehender  Beträge  wurden 

"ii  TT 

Hiervon  entfielen  auf 

erhoben 

.s  s  .s 

Zuschlag 

i 

%  pq 

Gern 
(jres 
Gern 

lein- 
:euer 

•3  <0 

des 
ertes 

irsta 
und 
teuer 

<y 

Gemeinde- 

Gemeinde- 

Gemeinde- 

N    1  t« 

chde 
mg  ( 
rekte 

einkommen 
Steuer 

steuer  von 
Gmndbesitz 

steuer  vom  Ge- 
werbebetrieb 

rSta 

mme: 

r  Gn 

bäudi 

'S  %'S 

N  ^ 

/o 

M 

/o 

A 

/o 

/o 

% 

1904 

5767500 

3  614000 

62,66 

1396500 

24,21 

757000 

13,13 

220 

210 

3,1 

^  ^  0  Ö 

1905 

5894500 

3696000 

62,70 

I  414500 

24,— 

784000 

13,20 

215 

205 

3,0 

S    °  ^ 

1906 

5871700 

3630000 

61,82 

1435500 

2445 

806200 

13,73 

200 

198 

2,9 

V.  0 

0^  0      •  (U 

1907 

6206900 

3  893  200 

62,72 

I  441  700 

23*23 

872000 

14,05 

195 

193 

2,85 

1908 

6756950 

4368000 

64,65 

I  441 700 

21,34 

947  000 

14,01 

195 

193 

2,85 

0  w 

N  h-t  t— 1  U 

Die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung,  die  wirtschaftliche 
und  soziale  Struktur  ist  aber  in  keiner  Gemeinde  ganz  gleich  und 
somit  auch  die  qualitative  und  quantitative  Mischung  der  kom- 
munalen Leistungen  in  jeder  Gemeinde  verschieden.  Diese  Ver- 
schiedenheiten bedingen  aber,  das  sich  das  Steuersystem  ihnen 
anpaßt  und  demnach  in  jeder  Gemeinde  mehr  oder  weniger  anders 
geartet  sein  muß.  Das  besagt  natürlich  nicht,  daß  die  Auswahl 
der  Steuern  und  ihre  Bemessung  völlig  in  das  Belieben  der  Ge- 
meinde gestellt  werden  soll.  Während  die  Anwendung  des  Grund- 
satzes der  Leistungsfähigkeit  auch  in  der  Gemeinde  seine  zweck- 
mäßigste Auslösung  in  der  Einkommensteuer  findet,  trifft  dies  nicht 
auch  zu  für  den  Ausgabenteil,  der  seine  Deckung  in  den  Real- 
steuern zu  finden  hat.  Die  Lösung  des  darin  zu  verwirklichenden 
Grundsatzes  hängt  hier  vielmehr  von  dem  Besteuerungsmaßstab 
ab,  der  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  zugrunde  ge- 
legt wird,  und  der,  je  nach  dem  Grade  der  Fähigkeit,  sich  den 
Verhältnissen  der  Gemeinde  anzupassen,  ihn  mehr  oder  weniger 
gerecht  und  gleichmäßig  durchführt.  Die  lokal  verschiedenartigen 
Bedürfnisse  würden  auch  nicht  befriedigt  werden  durch  die  Ver- 
besserung des  staatlichen  Realsteuersystems.  Ganz  abgesehen  da- 
von, daß,  wenn  die  Steuern  einigermaßen  der  schnellen  Entwick- 
lung folgen  wollen,  sie  in  kurzen  Zwischenräumen  neu  veranlagt 
werden  müssen,  würde  eine  solche  Maßnahme  schon  an  der  Kosten- 
frage scheitern.  Wie  die  erwähnte  Denkschrift  zu  den  Entwürfen 

1)  Jahrbuch  der  Stadt  Elberfeld,  6.  Jahrg.  1908. 
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der  Steuerreformgesetze  anführt,  hat  die  Ausführung  der  Grund- 
steuerveranlagung insgesamt  einen  Kostenaufwand  von  etwa  59,5 
MilHonen  verursacht  und  die  Kosten  einer  Revision  der  Gebäude- 
steuerveranlagung veranschlagt  sie  auf  etwa  6  Millionen  Mark. 
Nicht  in  demselben  Maße  gilt  dies  für  die  staathche  Gewerbe- 
steuer, die  noch  im  Jahre  1891  reformiert  wurde.  Zweifellos  kann 
aber  auch  sie  nicht  allen  Bedürfnissen  einer  Kommune  Genüge 
leisten. 

Als  die  Aufgabe  des  Kommunalabgabengesetzes  sah  es  der 
Gesetzgeber  an,  den  Gemeinden  zu  gewähren  freie  Bewegung 
innerhalb  der  vom  Gesetze  gezogenen  Grenzen  unter  Beschränkung 
der  steuerlichen  Autonomie  auf  das  durch  die  Interessen  des 
Staates  und  den  Schutz  der  Steuerpflichtigen  bedingte  Maß.  Diese 
Bewegungsfreiheit  sollte  vornehmlich  gelten  für  die  Auswahl  der 
Veranlagungsmaßstäbe  der  Realsteuern.  Denn  es  konnte  nach 
der  ganzen  Tendenz  des  Gesetzes  nicht  genügen,  die  Gemeinden 
auf  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zu  den  staatlich  veranlagten 
Ertragssteuern  zu  verweisen,  ohne  ihrer  Autonomie  Spielraum  für 
die  Ausgestaltung  von  Steuern  zu  gewähren,  die  sich  ihren  Be- 
dürfnissen anpaßten. 

Das  Gesetz  gestattete  daher  nicht  nur  die  Einführung  be- 
sonderer Steuern  von  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb,  sondern 
wollte  unverkennbar  ein  selbständiges  kommunales  Steuersystem 
dem  Zuschlagssystem  als  Regel  voranstellen.  Keineswegs  sollte 
aber  die  Erhebung  von  Zuschlägen  den  Gemeinden  untersagt 
werden,  die  trotz  der  großen  auch  vom  Gesetzgeber  anerkannten 
Mängel  der  staatlichen  Ertragssteuern  bei  ihren  Verhältnissen,  die 
allerdings  notwendig  einfache  sein  müssen,  ausreichen.  Man  ver- 
kannte auch  nicht,  daß  man  bei  Berücksichtigung  aller  kommu- 
nalen Bedürfnisse  und  örtlichen  Eigenarten  unmöglich  eine  er- 
schöpfende Festlegung  der  Besteuerungsmaßstäbe,  die  man  bei 
autonomer  Ausgestaltung  zulassen  wollte,  in  das  Gesetz  aufnehmen 
konnte,  wollte  man  nicht  zu  einem  Zustand  gelangen,  der  den 
Gemeinden  bei  der  Einrichtung  ihres  Steuersystems  wieder  einen 
gewissen  Zwang  auferlegen  mußte.  Das  Gesetz  führte  aber,  um 
den  Gemeinden  die  Wege  zu  eröffnen  und  zu  zeigen,  auf  denen 
sie  zu  einer  rationelleren  Entwicklung  ihrer  Realsteuern  gelangen 
konnten,  einige  Besteuerungsmaßstäbe  als  Beispiele  an.  Es  beab- 
sichtigte mit  diesen  vorzugsweise  geeigneten  Maßstäben  aber  nur 
die  Grundzüge  der  Entwicklung  anzudeuten,  so  daß  den  Gemeinden 
ein  großes  Maß  von  Bewegungsfreiheit  verblieb.    Einen  gleich 


weiten  Spielraum,  wie  hinsichtlich  der  Realabgaben  wollte  man 
den  Gemeinden  aber  bei  der  Besteuerung  des  Einkommens  nicht 
zuerkennen.  Im  Gegenteil  sollte  noch  strenger  als  bisher  daran 
festgehalten  werden,  daß  eine  mehrfache  Ermittelung  und  Veran- 
lagung des  Einkommens  zu  vermeiden  und  das  Ergebnis  der  Ver- 
anlagung für  die  Staatssteuer  ohne  weiteres  auch  für  die  Gemeinde- 
einkommensteuer maßgebend  sein  sollte.  Dadurch  war  aber  nicht 
bedingt,  daß  die  staatlichen  Steuersätze  durchgehends  mit  den 
Sätzen  der  Gemeindeeinkommensteuer  übereinstimmen  müssen.  In 
dieser  Beziehung  gestattete  man  nach  den  besonderen  Verhältnissen 
im  Einzelfalle  engbegrenzte  Abweichungen  oder  ließ  sie  dort  zu, 
wo  sie  bereits  bestanden.  Im  allgemeinen  hielt  man  es  aber  für 
bedenklich,  grundsätzlich  Abweichungen  zuzulassen  und  glaubte, 
daß  man  der  ruhigen  Entwicklung  der  Gemeinden  einen  wesent- 
lichen Dienst  leiste,  wenn  man  in  der  Regel  eine  Abänderung 
des  staatlichen  Steuertarifs  ausschloß.  Allgemein  zulassen  wollte 
man  im  Gesetz  deshalb  nur  die  Freilassung  oder  geringere  Her- 
anziehung der  Einkommen  unter  900  Mk.,  die  zur  Staatseinkom- 
mensteuer nicht  heranzogen  werden. 


C.  Die  besonderen  Einkommensteuern  und  die 
Miet-  und  Wöhnungssteuern. 

I.  Die  EinkommenstGuern. 

Das  Kommunalabgabengesetz  sieht  als  Ausnahme  von  dem 
im  übrigen  streng  vorgeschriebenen  Anschluß  an  die  Staats- 
einkommensteuer die  Möglichkeit  der  Einführung  oder  Beibehal- 
tung besonderer  Gemeindeeinkommensteuern  vor.  Es  sagt  hierüber 
im  §  37:  »Besondere  Gemeindeeinkommensteuern  sind  nur  aus 
besonderen  Gründen  gestattet  und  bedürfen  der  Genehmigung. 
Die  bei  der  Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  erfolgte  Fest- 
stellung des  Einkommens  und  die  Stufen  des  Steuertarifs  der 
Staatseinkommensteuer  dürfen  nicht  abgeändert  werden.  Ver- 
änderungen der  Sätze  des  Steuertarifs  sind  nur  mit  der  Maßgabe 
zulässig,  daß  der  Prozentsatz  der  Besteuerung  des  Einkommens 
bei  den  unteren  Stufen  nicht  höher  sein  darf  als  bei  den  oberen 
Stufen,  und  daß  das  im  Tarif  der  Staatseinkommensteuer  enthaltene 
Steigerungsverhältnis  der  Sätze  nicht  zu  Ungunsten  der  oberen 
Stufen  geändert  werden  darf.  Die  Beibehaltung  bestehender  be- 
sonderer Gemeindeeinkommensteuern  kann  mit  Zustimmung  der 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  ausnahmsweise  und  aus 
besonderen  Gründen  auch  dann  genehmigt  werden,  wenn  sie  den 
Vorschriften  der  Bestimmungen  des  Absatzes  i  nicht  entsprechen.« 
Der  zweite  Absatz  dieser  Bestimmung  will  es  ermöglichen,  »steuer- 
lichen Verhältnissen,  die  hergebracht  und  schwierig  gestaltet  sind, 
im  Interesse  der  beteiligten  Gemeinden  ausnahmsweise  auch  dann 
Rechnung  zu  tragen,  wenn  die  hergebrachte  Regelung  den  Grund- 
sätzen des  Entwurfs  nicht  entspricht«  ^). 

Man  wollte  hierbei  aber  nur  einen  Fall,  in  dem  solche  Ver- 
hältnisse gegeben  waren,  berücksichtigen,  den  der  Stadt  Altona. 
Bereits  die  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die  Aufbringung  der 
Gemeindeabgaben  von  1877/78  und  1879  hatten  eine  ähnliche 
Ausnahmebestimmung  aufnehmen  müssen,  um  der  Eigenart  Altonas 
gerecht  zu  werden.    Ursache  dieser  eigentümlichen  Verhältnisse, 

^)  Begründung  zu  §  30  d.  Entwurfs  des  K  A  G.,  a.  a.  O. 
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die  eine  so  große  Rücksicht  erforderten  und  so  wenig  eine  Reform 
vertrugen,  die  doch  modern  im  besten  Sinne  zu  nennen  war, 
bildete  die  Nähe  Altonas  von  Hamburg.  Altona  war  hierdurch 
in  eine  geradezu  abhängige  Lage  von  Hamburg  geraten,  und  wie 
schon  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  der  Rücksicht  auf 
Hamburger  Verhältnisse  diktiert  wurden,  so  wurde  auch  die  ganze 
Ordnung  des  Steuersystems  von  der  Anpassung  an  die  Steuern 
Hamburgs  beherrscht.  Wie  außerordentlich  empfindlich  die  ge- 
samte Wirtschaft  Altonas  von  Einflüssen  berührt  wurde,  die  sich 
nicht  zugleich  auf  Hamburg  erstreckten,  zeigt  eine  Eingabe  des 
Kgl.  Kommerzkollegiums  in  Altona  vom  29.  Mai  1894,  in  der 
unter  anderem  gesagt  wird:  »Dem  Magistrate  ist  die  schwierige 
Lage  bekannt,  in  der  sich  Handel  und  Industrie  unserer  Stadt 
angesichts  der  Nachbarschaft  Hamburgs  befinden.  Der  Not- 
wendigkeit, die  in  ihrer  weiteren  Entwicklung  und  zum  Teil 
auch  in  ihrer  Existenz  ernsthaft  bedrohte  Erwerbstätigkeit  des 
hiesigen  Platzes  zu  pflegen  und  vor  weiterer  Schädigung  nach 
Möglichkeit  zu  bewahren,  hat  die  Stadtverwaltung  wenigstens 
hinsichtlich  des  Handels  bereits  auf  mannigfache  Weise  Rechnung 
getragen.  Neuerdings  ist  nun  aber  zu  den  sonstigen  Nachteilen, 
unter  denen  der  hiesige  Gewerbestand  zu  leiden  hat,  noch  als  ein 
besonders  schwerer  hinzugekommen,  die  Mehrbelastung  desselben 
durch  die  preußische  Steuerreform.  Auch  nach  Erhöhung  der 
hamburgischen  Einkommensteuer  beträgt  diese  Mehrbelastung  im 
Vergleiche  mit  Hamburg  noch  etwa  3  %  vom  Einkommen,  wenn 
man  die  preußische  Gewerbesteuer  in  ihrer  jetzigen  Höhe  mit 
berücksichtigt . . .«  Die  Altonaer  Gemeindeeinkommensteuer  ge- 
nügte insofern  den  Vorschriften  des  KAG.,  als  das  bei  der 
Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  ermittelte  Einkommen 
auch  für  die  Gemeindeeinkommensteuer  grundlegend  blieb  und 
der  Prozentsatz  der  Besteuerung  des  Einkommens  bei  den  unteren 
Stufen  nicht  höher  war  als  bei  den  oberen.  Sie  wich  aber  darin 
von  der  staatlichen  Steuer  ab,  daß  die  Stufen  des  Tarifs  bei  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  Mk.  sich  mit  den  Stufen  des  Steuer- 
tarifs der  Staatseinkommensteuer  nicht  völlig  deckten.  Die  erheb- 
lichste Abweichung,  die  deshalb  von  so  großer  Bedeutung  war, 
weil  sie  gegen  den  Grundgedanken  der  preußischen  Einkommen- 
steuer verstieß,  lag  darin,  daß  die  niedrigen  Einkommen  verhältnis- 
mäßig viel  stärker  als  die  höheren  herangezogen  wurden.  Die 
Beibehaltung  gerade  dieses  eigenartigen  Belastungsverhältnisses 
sah  man  aber  als  eine  Notwendigkeit,  ja  geradezu  als  eine  Lebens- 
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frage  an.  Wenn  man  auch  die  sozialpolitische  Bedeutung  der 
Entlastung  der  ärmeren  Volksklassen  nicht  verkennen  wollte,  so 
glaubte  man  doch,  daß  diese  hier  hinter  den  besonderen  Bedürf- 
nissen der  um  das  fremde  Staatsgebiet  herum  gelagerten  preußischen 
Gebietsteile  zurücktreten  müsse.  Eine  weitere  Entlastung  der 
ärmeren  Bevölkerungsklassen  war  gleichbedeutend  mit  einem 
Herüberziehen  des  Hamburger  Proletariats  in  Altonaer  Gebiet, 
das  ohnehin  schon  durch  den  in  Preußen  bestehenden  unentgelt- 
lichen Volksschulunterricht,  während  in  Hamburg  Schulgeld  er- 
hoben wurde,  ganz  merklich  gefördert  wurde.  Nach  der  Berufs- 
zählung arbeitete  ein  großer  Teil  der  in  Altona  wohnhaften 
berufstätigen  Personen  in  Hamburger  Betriebsstätten.  Und  gerade 
von  diesem  nahm  man  an,  daß  er  in  hohem  Maße  zu  dem  An- 
schwellen der  Armen-  und  Schullasten  beitrage.  Man  fürchtete, 
daß  dieses  für  Altona  höchst  ungünstige  Verhältnis  sich  noch 
weiter  verschärfen  würde,  wenn  eine  so  bedeutende  steuerliche 
Entlastung,  wie  sie  mit  der  Einführung  der  preußischen  Einkommen- 
steuer gegeben  war,  zugunsten  der  unteren  Einkommen  eintreten 
würde.  Diese  Gründe  ließen  es  auch  der  Regierung  notwendig 
erscheinen,  eine  Einkommensteuer  zu  genehmigen,  die,  wenn  sie 
auch  nicht  die  Tendenzen  des  preußischen  Einkommensteuer- 
gesetzes in  ihr  Gegenteil  verkehrte,  doch  außerordentliche  Härten 
zeigte,  die  auch  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Altonas  auf  die 
Dauer  nicht  rechtfertigen  konnten.  Die  heute  bestehende  Gemeinde- 
einkommensteuer ist  das  Ergebnis  zahlreicher  Abänderungen,  die 
sich  immermehr  der  allgemeinen  Einkommensteuer  anpaßten. 
Auch  die  Abweichung  in  den  Steuerstufen  ist  fortgefallen  und 
das  Belastungsverhältnis  sehr  zugunsten  der  niederen  Einkommen 
gemildert  worden,  so  daß  heute  eine,  wenn  auch  mit  einem  höheren 
Prozentsatz  als  bei  der  Staatseinkommensteuer  beginnende,  gleich- 
mäßig ansteigende  Progression  erreicht  worden  ist.  Die  Steuer 
beginnt  bei  einem  Einkommen  von  660  bis  900  Mk.  mit  10,80  Mk., 
bei  den  auch  der  staatlichen  Steuer  unterliegenden  Einkommen 
von  900  bis  1050  Mk.  mit  einem  Steuersatz  von  14,20  Mk.,  gleich 
einem  Prozentsatz  von  1,42  vom  Einkommen,  gegen  0,62  %  bei 
der  staatlichen  Einkommensteuer.  Sie  steigt  schnell  und  erreicht 
schon  bei  Einkommen  von  9500  bis  10500  Mk.  4  %  gegen  3  % 
bei  der  Staatssteuer,  die  diesen  Prozentsatz  erst  bei  einem  Ein- 
kommen von  100000  Mk.  erreicht.  Die  Altonaer  Steuer  steigt 
dann  langsam  an  bis  4,65  %  bei  Einkommen  von  220000  bis 
225  000  Mk.,  um  auf  diesem  Prozentsatze  zu  beharren. 
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Von  der  in  der  angeführten  Gesetzesbestimmung  ausgespro- 
chenen MögHchkeit  der  Einführung  von  besonderen  Gemeinde- 
einkommensteuern, die  mit  Ausnahme  der  Steuersätze  sich  den 
Bedingungen  der  Staatseinkommensteuer  unterwerfen,  hat  nur 
Frankfurt  a.  M.  Gebrauch  gemacht.  Wenn  es  auch  übertrieben 
wäre  zu  sagen,  daß  die  Frankfurter  Steuer  aus  den  Bedürfnissen 
eigenartiger  Verhältnisse  erwachsen  sei,  so  ist  sie  doch  eine 
historische  EigentümHchkeit  des  Frankfurter  Steuersystems.  Ihre 
Grundsätze  rühren  im  wesentHchen  schon  aus  der  Zeit  der  poh- 
tischen  Selbständigkeit  her  und  haben  sich  dort  seit  langem  ein- 
gelebt. Diese  historische  Motivierung  kommt  aber  keiner  Recht- 
fertigung gleich.  Ihre  Tendenz  ist  vielmehr  durchaus  berechtigt 
und  begründet,  da  ihr  die  Entlastung  der  niedrigeren  Einkommen 
wesentlich  ist.  Gegen  die  besondere  Gemeindeeinkommensteuer 
mit  einer  stärkeren  Degression  für  die  kleinen  und  mittleren  Ein- 
kommen wendete  man  im  allgemeinen  ein,  daß,  abgesehen  von 
der  Gefahr  der  Auswanderung  der  großen  Einkommen,  die  infolge 
der  Entlastung  der  niederen  eine  entsprechende  Mehrlast  tragen 
müßten,  in  andere  Gemeinden,  auch  die  finanzielle  Basis  desto 
schmaler  und  unsicherer  werde,  je  mehr  der  Ertrag  der  Einkommen- 
steuer sich  vorwiegend  auf  die  Steuer  von  den  höheren  Einkommen 
gründe.  Diese  Momente  kamen  aber  bei  Frankfurt  wohl  nicht 
in  Betracht,  da  die  Abstufung  der  Steuersätze  der  Gemeindesteuer- 
ordnung nicht  derart  degressiv  ist,  daß  ungünstige  finanzielle 
Folgen  zu  befürchten  waren  und  außerdem  die  Zahl  der  höheren 
und  hohen  Einkommen  gerade  in  Frankfurt  sehr  groß  ist,  so  daß 
die  ihnen  aufgebürdete  Mehrlast  für  sie  kaum  fühlbar  wird.  Die 
geltende  Steuerordnung  von  1895  erstreckt  sich  nur  auf  Einkommen 
bis  zu  10500  Mk.,  während  darüber  Zuschläge  zu  den  staatlich 
veranlagten  Sätzen  erhoben  werden.  Der  kommunale  Steuertarif 
ist  so  eingestellt,  daß  die  Steuersätze  bei  Einkommen  von  900 
bis  3000  Mk.  70  %,  von  3000  bis  6000  Mk.  80  %,  von  6000  bis 
10500  Mk.  90%  der  Sätze  des  Staatseinkommensteuertarifs  be- 
tragen. Von  diesen,  die  nur  fingierte  Grundbeträge  darstellen, 
werden  dann  dieselben  Zuschläge  erhoben  wie  von  den  Sätzen 
des  Staatssteuertarifs. 

Während  die  Altonaer  Gemeindeeinkommensteuer  innerhalb 
der  Einkommenbesteuerung  eine  Ausnahmestellung  rein  örtlichen 
Charakters  einnimmt  und  deshalb  für  andere  Verhältnisse  nicht 
passen  und  auf  andere  Gemeinden  nicht  übertragen  werden  könnte, 
vertritt  die  Frankfurter  Ordnung  die  ganz  allgemeine  Tendenz  der 
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Begünstigung  der  unteren  Einkommen  und  führt  diese  auf  eine 
durchaus  nicht  lokal  ausgestaltete  Weise  aus.  Eine  Anwendung 
auf  andere  Gemeinden,  in  denen  ähnliche  Verhältnisse  bestehen, 
die  eine  Lasten  Verschiebung,  denn  eine  solche  ist  es  doch  nur, 
gestatten,  wäre  hiernach  sehr  wohl  möglich. 

II.  Die  Mict-  und  Wohnungsstcuern. 

Um  einen  zu  tiefen  Eingriff  in  die  Finanzen  von  Gemeinden 
zu  vermeiden,  deren  wichtigste  und  in  einigen  Fällen  hauptsäch- 
lichste Grundlagen  Steuerformen  bildeten,  deren  Wert  und  Bedeu- 
tung man  weniger  in  prinzipieller  als  in  finanzieller  Hinsicht  an- 
erkannte, schloß  sich  das  Gesetz  auch  insofern  an  das  bestehende 
Recht  und  an  althergebrachte  Verhältnisse  an,  als  es  die  Möglich- 
keit bot,  Miet-  und  Wohnungssteuern  unter  gewissen  Bedingungen 
beizubehalten.  »Die  Einkommensteuer  kann  zum  Teil  durch  Auf- 
wandsteuern ersetzt  werden.  Aufwandsteuern  dürfen  grundsätz- 
lich die  geringeren  Einkommen  nicht  verhältnismäßig  höher  als 
die  größeren  belasten.  Miets-  und  Wohnungssteuern  dürfen  nicht 
neu  eingeführt  werden.  Die  bestehenden  Miets-  und  Wohnungs- 
steuern sind  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  den  vorstehenden  Be- 
steuerungsgrundsätzen und  den  sonstigen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  zu  prüfen.  Sie  bedürfen  erneuter,  an  die  Zustimmung 
der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  gebundener  Genehmi- 
gung und  treten  außer  Kraft,  wenn  die  Genehmigung  nicht  bis 
zum  I.  April  1898  erfolgt  ist.«  (§  23  KAG.)  Als  Aufwand- 
steuern werden  angesehen  Steuern,  »die  sich  entgegen  der  Ein- 
kommensteuer nicht  an  den  Prozeß  des  Erwerbes  oder  des  Ge- 
winnes, sondern  an  den  der  Verwendung  oder  Benutzung  des 
Einkommens  für  Zwecke  der  Bedürfnisbefriedigung  knüpfen«  i). 
Obwohl  zu  dieser  Kategorie  eine  große  Anzahl  von  Steuern  ge- 
hören, so  konnten  bei  der  Auslegung  des  Gesetzes  nur  Miet-  und 
Wohnungssteuern  darunter  verstanden  werden,  weil  andere  das 
Einkommen  treffende  Aufwandsteuern  nicht  bestanden  und  der 
Gesetzgeber  an  neu  einzuführende  nicht  dachte.  Tatsächlich  be- 
schränkte sich  die  Anwendung  der  Bestimmung  auch  nur  auf 
diese.  Der  steuerliche  Begriff  der  Miet-  und  Wohnungssteuer  ist 
ein  überaus  schwankender  und  auch  heute  noch  nicht  einheitlich 
festgelegt.  Wenn  sie  hier  unter  die  direkten  Steuern  eingereiht 
wird,  so  geschieht  es,  weil  das  Gesetz  sie  bei  den  direkten  Steuern 
anführt,  sie  als  einen  Ersatz  für  die  Einkommensteuer,  als  eine 
ihr  verwandte  Abgabe  ansieht,  allerdings  ohne  daß  auch  dieses 

^)  Nöll-Freund,  Das  Kommunalabgabengesetz,  6.  Aufl.,  S.  71,  Anm.  4. 
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sich  damit  für  den  Charakter  der  Steuer  entscheiden  wollte.  Die 
Tatsache  aber,  daß  das  Gesetz  sie  bei  der  Verteilung  des  Steuer- 
bedarfs teils  der  Einkommen-  teils  der  Gewerbesteuer  zuweist, 
besagt  jedoch  deutlich,  daß  sie  praktisch  unbedingt  als  direkte 
Steuer  gelten  soll  und  gilt.  Die  Mietssteuer  will  den  Inhaber 
einer  Wohnung  oder  eines  gewerblich  benutzten  Raumes  nach 
Maßgabe  der  ihm  für  diesen  Zweck  entstehenden  Kosten  oder 
des  von  ihm  dafür  gemachten  Aufwandes  zur  Steuer  heranziehen; 
Besteuerungsmaßstab  ist  also  in  der  Regel  der  Mietspreis  oder  bei 
den  vom  Eigentümer  selbst  benutzten  Räumen  der  Mietwert. 
Bei  Erlaß  des  KAG.  bestanden  Miet-  und  Wohnungssteuern  in 
Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Halle  und  Danzig;  außerdem  noch  in 
einigen  kleinen  Städten,  wo  sie  aber  nur  eine  verschwindende 
finanzielle  Bedeutung  hatten.  Dagegen  wäre  ihre  sofortige  Ab- 
schaffung in  den  4  genannten  Städten  von  großer  Tragweite  ge- 
wesen: ihr  Ertrag  belief  sich  1896  in  Danzig  auf  190 931  Mk.,  in 
Frankfurt  auf  254909  Mk.  und  in  Berlin  erreichte  sie  sogar  an- 
nähernd 13  Millionen  Mk.  Die  bestehenden  Mietsteuern  ent- 
sprachen mehr  oder  weniger  den  Besteuerungsgrundsätzen  des 
KAG.  nicht,  die  vornehmlich  die  Forderung  enthalten,  daß  sie  die 
geringeren  Einkommen  nicht  verhältnismäßig  höher  als  die  größeren 
belasten  dürfen.  Mit  diesem  Grundsatz  sollte  nicht  ohne  weiteres 
als  Regel  hingestellt  werden,  daß  geringere  Einkommen  in  dem- 
selben Verhältnisse  wie  die  größeren  belastet  werden.  Vielmehr 
wurde,  da  der  Aufwand  für  die  Wohnung  von  dem  geringeren 
Einkommen  einen  höheren  Prozentsatz  zu  absorbieren  pflegt  als 
von  den  großen,  den  Gemeinden  nahe  gelegt,  dieser  Tatsache 
durch  eine  angemessene  progressive  Ausgestaltung  der  Mietsteuer 
Rechnung  zu  tragen.  Daneben  hielt  man  es  auch  für  wünschens- 
wert, daß  ein  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  zu  bemessender  ge- 
ringster Wohnungswert  von  der  Steuer  frei  gelassen  werde,  mit 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  bei  der  Mietsteuer  um  die  Be- 
steuerung eines  unentbehrlichen  Aufwandes  handelt.  Die  Regie- 
rung sah  die  Miet-  und  Wohnungssteuer  im  allgemeinen  als  eine 
wenig  erwünschte  Steuerform  an  und  die  Bedingungen  für  ihre 
Beibehaltung  waren  entsprechend  hoch  gestellt.  Halle  und  Berlin 
ließen  sie  daher,  ohne  sie  einer  Revision  unterzogen  zu  haben, 
bis  1895  fallen.  Die  Gründe  für  die  Abschaffung  der  Steuer 
lagen  in  Berlin  teils  in  den  Anforderungen,  die  das  Gesetz  an  die 
Beibehaltung  stellte,  teils  auch  in  Erwägungen,  die  den  prinzipiellen 
Charakter  der  Mietsteuer  berührten.    Sie  hatte  sich  bis  zu  diesem 
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Zeitpunkt  nicht  einzubürgern  vermocht  und  wurde  ungeachtet 
einiger  Erleichterungen  als  überaus  drückend  empfunden.  Trotz 
ihrer  teilweisen  Umgestaltung  und  Verbesserung  wirkte  sie  noch 
ungerecht,  da  sie  den  Einzelnen  nicht  nach  seiner  wirtschaftlichen 
Kraft,  sondern  nach  Verhältnissen  zur  Steuer  heranzog,  deren 
Gestaltung  von  seinem  Willen  zum  Teil  unabhängig  war.  Nach 
dem  für  ihre  Beibehaltung  wichtigsten  Erfordernis,  daß  sie  die 
geringen  Einkommen  verhältnismäßig  nicht  höher  belasten  durfte 
als  die  größeren,  war  für  die  Bemessung  der  steuerlichen  Prozent- 
sätze aus  der  Höhe  der  Mietzinse  ein  Rückschluß  auf  die  Höhe 
der  Einkommen  zu  machen.  Man  sah  es  aber  als  selbstverständlich 
an,  daß  dieser  Rückschluß  in  unendlich  vielen  Fällen  ein  recht 
trügerischer  sein  müsse  und  eine  auch  reformierte  Mietsteuer  nur 
eine  schlechte  Abart  der  Einkommensteuer  bedeute,  weil  sie  nur 
ungenügend  der  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  angepaßt  werden 
könnte.  Wollte  man  aber  die  größten  Härten  beseitigen,  so  mußte 
man  die  Wohnungen  mit  einem  Mietpreis  unter  1 000—1200  Mk. 
steuerfrei  lassen.  Die  Steuer  war  dann  aber  nicht  mehr  ertrag- 
reich genug,  um  ihre  Beibehaltung  zu  rechtfertigen.  Das  Erträgnis 
wurde  außerdem  noch  dadurch  bedeutend  geschmälert,  daß  fiska- 
lische Anlagen  und  andere  große  Gewerbebetriebe  nach  den 
neuen  Bestimmungen  mietsteuerfrei  wurden.  Eine  große  Er- 
schwerung, allerdings  mehr  steuertechnischen  Charakters,  lag  in 
der  Vorschrift,  daß  die  Mietsteuer,  soweit  sie  Wohnräume  traf, 
auf  die  Einkommensteuer,  Mietsteuer  von  gewerblich  benutzten 
Räumen  dagegen  auf  die  Gewerbesteuer  zu  verrechnen  war.  In 
Berlin  wurde  diese  Verquickung  der  Mietsteuer  mit  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer  und  die  Schwierigkeit,  die  bei  der  Trennung 
von  Mietwert  für  gewerbliche  Räume  von  denen  für  Wohnräume 
entstehen  würden,  für  so  erschwerend  angesehen,  daß  man  ihr 
schon  dadurch  den  realen  Boden  entzogen  glaubte.  Wenn  Frank- 
furt a.  M.  die  Miet-  und  Wohnungssteuer  in  den  ersten  Jahren 
als  selbständige  Steuer  beibehielt,  so  lag  die  Ursache  in  den 
Schwierigkeiten,  sie  durch  Abgaben  zu  ersetzen,  die  nicht  un- 
gerechter und  drückender  wirkten  als  sie  selbst.  Ihre  Abschaffung 
würde  entsprechend  der  erwähnten  vorgeschriebenen  Verrechnung 
notwendig  der  Anlaß  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-  und  Ein- 
kommensteuer gewesen  sein.  Eine  einfache  Erhöhung  des  Prozent- 
satzes der  Gewerbesteuer,  die  in  Frankfurt  etwa  27  %  betragen 
haben  würde,  hielt  man  aber  für  eine  weit  ungerechtere  Belastung 
der  Gewerbetreibenden  als  die  Mietsteuer  von  Gewerbelokalen, 
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die  gerade  eine  sehr  glückliche  Ergänzung  der  Gewerbesteuer 
gewähre.  Man  sah  aber  hier  eine  solche  ergänzende  Steuer  um 
so  mehr  für  begründet  an,  als  Frankfurt  eine  ausgesprochene 
Fremdenstadt  sei,  der  sehr  oft  die  Notwendigkeit  besonderer  Aus- 
gaben für  Verkehrseinrichtungen  erwachse,  die  vorwiegend  den 
Hotels,  Wirtschaften,  Warenhäusern  usw.  zugute  kämen  und 
gerade  diese  Betriebe  wegen  ihrer  räumlichen  Ausdehnung  am 
besten  durch  eine  Mietwertbesteuerung  erfaßt  werden  könnten. 
In  der  Beseitigung  der  Wohnungssteuer  liege  zudem  der  weitere 
Nachteil,  daß  mit  ihr  eine  verhältnismäßig  stetige  und  mit  den 
wachsenden  Ausgaben  Schritt  haltende  Einnahmequelle  fortfallen 
würde,  wogegen  die  Einkommensteuer,  in  die  sie  bei  ihrem  Weg- 
fall aufzugehen  habe,  weit  mehr  von  der  wirtschaftlichen  Konjunk- 
tur abhängig  sei  und  darum  empfindlichen  Schwankungen  unterliege. 

Als  selbständige  Steuer  blieb  die  Miet-  und  Wohnungssteuer 
in  Frankfurt  bis  1904  in  Kraft.  Sie  ließ  die  Wohnungen  bis 
500  Mk.  steuerfrei  und  enthielt  einen  stark  progressiv  ausgestalteten 
Tarif,  so  daß  die  ihr  im  allgemeinen  anhaftenden  Mängel  wesent- 
lich abgeschwächt  wurden.  Zu  dem  erwähnten  Zeitpunkt  wurde 
sie  aufgehoben,  und,  soweit  sie  Räume  besteuert,  die  ausschließlich 
für  gewerbesteuerpflichtige  Betriebe  benutzt  werden,  der  Gewerbe- 
steuer und  für  alle  anderen  Wohnungen  und  Räume  der  Grund- 
steuer (Haus-  und  Landsteuer)  als  Zusatzsteuer  eingefügt. 

Als  reine  Miet-  und  Wohnungssteuer  ist  sie  allein  in  Danzig 
bestehen  geblieben.  Sie  wird  hier  entrichtet  für  die  Benutzung 
aller  Wohnungen,  Gelasse  und  Lokalien,  der  Fabriken,  Scheunen 
und  Stallräume.  Zur  Entrichtung  der  Wohnungssteuer  ist  der 
Eigentümer  des  Grundstücks,  wenn  er  den  Raum  selbst  benutzt, 
bei  vermieteten  Räumen  der  Mieter,  bei  Dienstwohnungen  der 
Inhaber  derselben  verpflichtet.  Von  der  Steuer  befreit  sind  die 
Inhaber  solcher  Räume,  deren  Mietwert  500  Mk.  nicht  übersteigt 
(bis  1900  200  Mk.,  bis  1907  300  Mk.  Mietwert).  Entgegen  der 
Bestimmung  der  Ordnung  jedoch  werden  Wohn-  und  gewerbliche 
Räume  eines  Inhabers  als  verschiedene  Veranlagungsobjekte  be- 
handelt, so  daß  häufig  ein  niedrigerer  Prozentsatz  zur  Anwendung 
kommt  und  öfter  Steuerfreiheit  eintritt.  Die  Wohnungssteuer  be- 
trägt für  Wohnungen  mit  einem  Mietwert  bis  einschließlich  1000  Mk. 
2^2%»  von  mehr  als  1000  Mk.  3%.  Die  Besteuerungsgrundlagen 
werden  deklariert. 

Die  Beurteilung  der  Miet-  und  Wohnungssteuer  war  wohl 
in  seltenen  Fällen  uneingeschränkt  anerkennend  und  günstig.  Wenn 
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Wagner  sie  kurz  damit  charakterisiert:  »Die  kommunale  Miet- 
steuer ist  eine  besonders  schlechte  Verbrauchssteuerreform.  Eben- 
sowenig genügt  sie  statt  einer  Einkommensteuer.  Desgleichen  ist 
sie  neben  einer  solchen  unrichtig«^),  so  vertrat  er  im  allgemeinen 
die  überwiegende  Ansicht  der  Steuertheoretiker  und  stimmte  auch 
mit  der  Meinung  des  preußischen  Landtages  überein,  der  sie  prin- 
zipiell verwarf,  wenn  er  sie  auch  aus  Schonung  der  bestehenden 
Verhältnisse  nicht  strikte  untersagte.  Der  Hauptangriffspunkt  lag 
darin,  daß  sie,  das  Verhältnis  von  Mietaufwand  zu  Einkommen 
gesehen,  in  der  Tat  umgekehrt  progressiv  wirkte,  da  offenbar  die 
Quote  für  den  Wohnungsaufwand  bei  den  niedrigen  Einkommen 
weit  höher  war  als  bei  den  großen  und  sie  die  Leistungsfähigkeit 
des  Steuerpflichtigen  auch  insofern  nicht  berücksichtigte  als  sie 
sich  den  durchaus  nicht  selten  vorliegenden  Fällen,  in  denen  eine 
Familie  wegen  großer  Mitgliederzahl  oder  aus  sonstigen  Rück- 
sichten zu  einem  unverhältnismäßig  hohen  Wohnungsaufwand  ge- 
zwungen ist,  nicht  anpaßte  Wenn  die  Mietsteuer  damit  verteidigt 
wird,  daß  sie  weder  eine  Einkommensteuer  noch  eine  Verbrauchs- 
steuer, sondern  eine  normale  Objektsteuer  sei 2),  so  ist  ihre  Be- 
rechtigung damit  nicht  erwiesen.  Indessen  ist  aber  das  Moment, 
das  hierin  liegt,  zutreffend,  daß  die  Mietsteuer  insofern  mit  ver- 
schiedenen anderen  Objektsteuern  verglichen  werden  kann,  als  sich 
der  eigentliche  Steuerträger  aus  Angebot  und  Nachfrage  ergibt. 
Darin  liegt  aber  zugleich  der  ihre  unsoziale  Tendenz  mildernde 
Umstand,  daß  der  Mieter  die  Steuer  auf  den  Vermieter  überwälzen 
kann,  wenn  die  Verhältnisse  des  Wohnungsmarktes  ihm  ein  ent- 
sprechendes Übergewicht  verleihen.  Daß  dieser  es  ihm  aber  in 
den  Großstädten,  in  denen  die  Mietsteuer  doch  vorherrschte,  ge- 
stattet haben  werden,  ist  kaum  anzunehmen. 

Auch  die  Beurteilung  der  Danziger  Mietsteuer  nach  diesem 
Gesichtspunkte  würde  wahrscheinlich  zu  ihren  Ungunsten  ausfallen. 
Die  geltende  Form  ist  aber  nicht  geeignet,  einen  Mangel,  der 
allerdings  auch  schwerlich  aufgehoben,  sondern  nur  in  seiner  Wir- 
kung gemildert  werden  kann,  durch  ihre  Ausgestaltung  in  anderer 
Hinsicht  zu  beseitigen,  weder  durch  ihre  Progression  noch  durch 
den  Minimal  wohnungsauf  wand;  die  Progression  ist  zu  wenig  diffe- 
renziert, ihre  Spannung  von  2Y2  bis  3  %  zu  eng  und  die  Grenze 
für  die  Steuerfreiheit  (500  Mk.)  nicht  so  hoch  gesetzt,  daß  eine 

1)  Wagner,  Die  Kommunalsteuerfrage  S.  5. 

2)  Rudolf  Gneist,  die  preuß,  Finanzreform  durch  Regulierung  der  Gemeinde- 
steuer 1881,  S.  164. 
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Wirkung  der  Steuer  in  der  Richtung  verhindert  würde,  die  man 
bei  den  alten  Mietsteuern  so  verurteilt  hat. 

Der  Ertrag  der  Wohnungssteuer  betrug  in  Danzig  im  Jahre 
1 905/06 1): 

246160  Mk.  gegen  978868  Mk.  Grund-  und  Gebäudesteuer, 
312437  Mk.  Gewerbe-  und  Betriebssteuern  und 
1799663  Mk.  Einkommensteuer. 
Im  Jahre  1906/07: 
236378  Mk.  gegen  i  217  204  Mk.  Grund-  und  Gebäudesteuer, 
350252  Mk.  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  und 
I  91 1  854  Mk.  Einkommensteuer. 

Im  Jahre  191 1  betrug  das  Etatssoll  noch  immer  234900  Mk. 
Wenn  die  Wohnungssteuer  noch  nicht  gänzlich  beseitigt  wurde, 
obwohl  sie  auch  in  Danziger  Mieterkreisen  viele  Gegner  findet, 
so  ist  dies  wohl  in  der  Hauptsache  darauf  zurückzuführen,  daß 
beim  Fortfall  dieser  ergiebigen  Einnahmequelle,  deren  Verwaltung 
zudem  nur  geringe  Kosten  erfordert,  eine  erhebliche  Erhöhung 
des  Gemeindeeinkommensteuerzuschlages,  der  19 12  bereits  220%  be- 
trug, und  des  Gewerbesteuerzuschlages  eintreten  müßte. 


^)  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte  i6.  Jahrg.  1909,  S.  426/27. 


Lebenslauf. 


Ich  wurde  am  lo.  Juli  1889  als  Sohn  des  Gemeinderent- 
meisters Wilhelm  Lohmann  in  Hunze  am  Niederrhein  geboren,  be- 
suchte die  Realschule  in  Wesel  und  trat  dann  in  die  Gemeinde- 
verwaltung meines  Heimatortes  ein,  in  der  ich  mehrere  Jahre  ver- 
blieb. Später  war  ich  dann  noch  ein  Jahr  bei  der  Stadtverwaltung 
Elberfeld  beschäftigt. 

Im  Jahre  1908  bezog  ich  die  Handelshochschule  Berlin,  von 
der  ich  nach  einem  Semester  zur  Universität  Berlin  überging. 
Hier  und  an  der  Universität  Jena  studierte  ich  Staats  Wissenschaften. 
Im  März  19 12  bestand  ich  die  staatswissenschaftliche  Diplomprü- 
fung an  der  Universität  Jena  mit  »sehr  gut«  und  wurde  Weih- 
nachten desselben  Jahres  magna  cum  laude  promoviert. 

Meine  Lehrer  waren  vorwiegend  die  Professoren  Adolf  Wagner, 
Schmoller,  Jastrow,  Schachner,  Rettber  und  insbesondere  die  Pro- 
fessoren Rosenthal  und  Pierstorff. 


Walter  Lohmann. 


